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„The  condition  of  the  present  times  is  despe- 
rate indeed;  but  there  is  a debt  due  to  those  who 
come  after  us  and  it  is  tbe  historian’s  Office  to 
punish,  though  he  cannot  correct.  I do  not  give 
you  to  posterity  as  a pattern  to  imitate,  but  as  an 
example  to  deter;  and  as  your  conduct  compre- 
hends  every  thing,  tbat  a wise  or  honest  minister 
sboud  avoid,  I mean  to  malce  you  a negative  in- 
struction  to  your  successors  for  ever.“ 

Junius  to  his  Grace  the  duke  of 
Grafton  30.  May  4769.  (XII.  Letter.) 

I.  Einleitung. 

In  einem  Momente,  in  welchem  die  Leiter  der  Parteien 
des  böhmischen  Volkes  den  ersten  Schritt  gethan  haben  zum 
Aufgeben  einer  Politik,  welche  bisher  nicht  nur  wider  die 
Gegner  in  den  feindlichen  Parteien  sondern  vielleicht  noch 
mehr  wider  die  Dissidenten  innerhalb  der  eigenen  Nation  mit 
ungewöhnlichem  Aufwande  an  Kraft  und  Feuer  mit  nur  bei 
dem  böhmischen  Volke  sprichwörtlicher  Hartnäckigkeit  ver- 
theidigt  und  festgehalten  worden  war,  — in  dem  Momente, 
wo  dieselben  Parteien  zaudernd  inne  halten  und  sich  besinnen, 
ob  sie  den  nächsten  Schritt  thun  sollen,  und  überlegen,  ob  es 
nicht  besser  wäre,  abermals  zurückzutreten,  in  einem  solchen 
Momente  wird  es  gewiss  am  Platze  sein,  einen  raschen  Blick 
zurückzuwerfen  auf  die  bisherigen  Schicksale  der  nationalen 
Partei  in  Böhmen,  damit  die  objektive  Darstellung  derselben 
uns  lehre,  die  bisherigen  Irrthümer  und  Fehler  unserer  poli- 
tischen Laufbahn  für  die  Zukunft  zu  vermeiden. 

Dass  geirrt  und  gefehlt  wurde  bis  zum  Uebermass,  wer 
könnte  es  abläugnen,  wenn  er  den  heutigen  Zustand  des  böh- 
mischen Volkes  betrachtet? 
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„Ruin  oder  Aufblühen  eines  Staates,“  sagt  Junius  in 
seinem  ersten  Briefe  an  den  Drucker  des  Public  advertiser 
vom  21.  Jänner  1769,  „hängt  so  sehr  von  der  Verwaltung 
seiner  Regierung  ab,  dass  wir,  um  mit  dem  Verdienste  eines 
Ministeriums  bekannt  zu  werden,  nur  die  Lage  des  Volkes  zu 
beobachten  nöthig  haben.  Wenn  wir  dasselbe  den  Gesetzen 
gehorsam,  in  seinen  Gewerben  blühend,  zu  Hause  geeinigt 
und  nach  aussen  geachtet  sehen,  so  können  wir  voraussetzen, 
dass  seine  Angelegenheiten  Männer  von  Erfahrung,  Talent  und 
Kraft  leiten.  Sehen  wir  dagegen  einen  allgemeinen  Geist  des 
Mistrauens  und  Missbehagens,  einen  raschen  Verfall  des  Ver- 
kehres, Zwistigkeiten  in  allen  Theilen  des  Reiches  und  einen 
gänzlichen  Mangel  an  Achtung  bei  fremden  Mächten,  so  können 
wir  es  ohne  Zögern  aussprechen,  dass  die  Regierung  eines 
solchen  Landes  schwach,  zerrüttet  und  verderbt  ist.“ 

Was  von  einem  ganzen  Staate,  gilt  auch  von  einer  ein- 
zelnen Partei  besonders  dort,  wo  dieselbe  ein  ganzes  Volk  re- 
präsentirt,  und  wo  sie  wie  die  böhmische  Nationalpartei  in 
Oesterreich  eine  so  exceptionelle  Stellung,  mit  Rücksicht  auf 
ihr  Verhältniss  zu  dem  Verfassungsrechte,  im  Staate  einnimmt. 
Gibt  uns  sonach  der  gegenwärtige  Zustand  des  Volkes  die  Ueber- 
zeugung,  dass  Fehler  begangen  worden  sind,  so  soll  die  nach- 
folgende Darstellung  uns  zeigen,  welches  diese  Fehler  waren. 

II.  Das  Programm.  (1861.) 

Die  böhmische  Nationalpartei  betrat  nach  Beseitigung 
des  Absolutismus  die  politische  Arena  zuerst  im  Jahre  1861 
mit  ihren  Abgeordneten  im  Landtage.  Obwohl  daselbst  in  der 
Minorität  (kaum  ein  Dritttheil  der  Gesammtzahl)  waren  sie 
doch  von  frischem  Muthe  beseelt. 

Hatte  doch  die  Nationalpartei  vor  Kurzem  einen  grossen 
materiellen  Erfolg  aufzuweisen,  indem  bei  den  seit  10  Jahren 
nicht  stattgefundenen  Gemeindewahlen  in  vielen  Landstädten 
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und  was  am  schwersten  wog,  auch  in  der  Landeshauptstadt 
Prag  die  nationalen  Kandidaten  die  Mehrheit  erlangten. 

Auch  hatte  die  nationale  Idee  in  Böhmen  gezündet  und 
flammte  in  allen  Theilen  des  Landes  mit  einer  ungeahnten 
Begeisterung  auf. 

Dann  fühlte  man  sich  als  Glied  eines  höheren  ja  in  seiner 
Grösse  noch  ungemessenen  nationalen  Ganzen  — der  Slaven- 
welt;  denn  nicht  nur  war  im  Schwesterlande  Mähren  die  Idee 
der  gleichen  Nationalität,  wenn  auch  nicht  so  lodernd,  wie  in 
Böhmen,  so  doch  mit  einer  Kraft  aufgetreten,  welche  für  die 
Zukunft  das  Beste  erwarten  und  erhoffen  Hess;  auch  im  übrigen 
Oesterreich  waren  es  überall  die  Slaven,  welche  die  neue  kon- 
stitutionelle Aera  hoffnungsreich  begrüssten,  die  „slavische 
Wechselseitigkeit“  ward  die  Losung  überall  und  je  weniger 
man  einander  kannte,  desto  mehr  vertraute  man  einander. 

War  es  ein  Wunder,  wenn  in  diesem  besonders  in  Prag 
stets  neu  genährten  Feuer  der  Begeisterung  an  die  Feststel- 
lung eines  politischen  Programmes,  eines  Feldzugsplanes  nicht 
gedacht  wurde,  und  wenn  die  nationale  Idee  „der  slavischen 
Wechselseitigkeit“  vorläufig  die  Stelle  des  Programmes  vertrat? 

Die  zwingende  Gewalt  der  Umstände,  die  Natur  der  Sache 
nöthigte  aber  die  einzelnen  nationalen  Führer  im  politischen 
Kampfe,  an  allgemeine  politische  Grundsätze  sich  anzulehnen 
und  so  lassen  sich  aus  den  Ereignissen  wohl  die  Grundzüge 
eines  politischen  Programmes  erkennen,  allein  wie  es  in  der 
Natur  der  Sache  lag,  in  einer  sehr  skizzenhaften  Form. 

Diese  Grundzüge  sind  folgende: 

Aufrechthaltung  der  Integrität  des  Reiches  und  konstitu- 
tionelle Organisirung  desselben  mittelst  eines  centralen  legis- 
lativen Körpers  auf  Grund  der  Gleichberechtigung  der  Natio- 
nalitäten und  des  Repräsentativsystems ; Autonomie  des  König- 
reiches Böhmen  und  der  übrigen  böhmischen  Kronländer  eben- 
falls auf  konstitutioneller  Grundlage,  also  mit  legislativen 
Körpern  nach  dem  Repräsentativsysteme  und  dem  Princip  der 
Gleichberechtigung  der  Nationalitäten. 
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Hiebei  wurde  ein  besonderer  aber  rein  formaler 
Nachdruck  auf  das  „historische  Recht“,  auf  das  „Staatsrecht 
der  böhmischen  Krone“  gelegt,  theils  um  für  die  Vereinigung 
des  national  gleichen  Schwesterlandes  Mähren  einen  Rechts- 
titel zu  haben,  theils  um  zu  zeigen,  dass  verfassungsmässige 
Zustände  in  Böhmen  so  gut  historisches  Recht  seien  wie  in 
Ungarn  und  dass  die  Oktroyirung  der  Verfassung  nur  als 
Wiederherstellung  rechtlicher  Zustände,  nicht  aber  als  blosses 
freiwilliges  Geschenk  des  Herrschers  zu  betrachten  sei. 

Man  glaubte  diese  Grundsätze  im  kais.  Diplome  vom 
20.  Oktober  1860  ausgesprochen  zu  finden  und  so  kam  dieses 
als  Rechtsboden  in  das  Programm.  *) 

In  allen  übrigen  Fragen  war  man  liberal,  liberaler 
als  die  Deutschen,  welche  demokratischen  Verhältnissen  mit 
Rücksicht  auf  ihre  nationale  Minorität  und  aus  Furcht  vor 
der  nationalen  Majorisirung  durch  die  Böhmen  abhold  waren 
und  deren  Liberalismus  hieran  eine  sehr  enge  Schranke  fand. 

Das,  was  man  sonach  das  Programm  der  böhm.  National- 
partei  nennen  könnte,  hatte  also  gemeinsam:  mit  der  Schmer- 


*)  Man  vergass  dabei  ganz,  dass  das  Diplom  die  Schöpfung  der 
Hochtories  war,  welche  nach  dem  gescheiterten  Experimente  mit 
dem  Absolutismus  die  Herrschaft  der  ständischen  Ordnungen  sicher- 
stellen wollten.  Es  beweisen  diess  am  besten  die  gleichzeitig  mit 
demselben  „im  Einklänge  mit  dessen  Grundsätzen“  promulgirten 
Landesstatute  für  Tirol,  Salzburg,  Steiermark  und  Kärnthen,  in 
welchen  die  vier  Stände  der  Prälaten,  des  Adels,  der  Bürger 
und  der  Bauern  ausdrücklich  als  constitutives  Element  im  Land- 
tage angeführt  sind  (§.  2.  des  Tiroler  Statuts  von  20.  Oktober  1860). 
Wie  der  Bürgerstand  behandelt  werden  sollte,  beweist  die  Bestim- 
mung, dass  dessen  Abgeordnete  die  Gemeinderäthe  (u.  zw.  die 
Bach’schen)  aus  sich  selbst  wählen  sollten.  Die  Wahlen  in  den 
Reichsrath  des  Oktober-Diplomes  waren  nach  dem  Patente  vom 

5.  März  1860  vorzunehmen,  wobei  die  ursprüngliche  Zahl  von  38 
Mitgliedern  dann  auf  100  vermehrt  wurde  und  hatte  sonach  der 
Landtag  für  jeden  Abgeordneten-Sitz  3 Mitglieder  vorzuschlagen, 
aus  welchen  die  Regierung  den  Abgeordneten  zu  ernennen  hatte ! 
Das  waren  die  Absichten  des  Feudaladels  beim  Oktoberdiplom 
und  es  begreift  sich  sodann,  als  Schmerling  und  die  liberalen 
Bureaukraten  dasselbe  zu  Falle  brachten,  dessen  Opposition  und 
es  erklären  sich  dessen  Proteste  in  dem  Landtage  zu  Brünn  am 

6.  April  1861  und  zu  Prag  am  10.  April  1861. 
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ling’ sehen  Regierung  die  Idee  des  Centralparlamentes  für 
alle  österreichischen  Länder,  Ungarn  mit  inbegriffen;  mit  den 
Deutschen,  den  Liberalismus;  mit  den  Magyaren  die 
Forderung  weitgehendster  legislativer  Autonomie;  mit  dem 
historischen  Adel  die  Berufung  auf  das  historische 
Staatsrecht  und  die  Verehrung  des  Oktoberdiplomes. 

Es  waren  somit  Anknüpfungsgründe  mit  allen  damaligen 
Parteien  gegeben ; es  scheint  aber  als  wusste  man  nichts 
rechtes  damit  anzufangen  und  in  dem  Strudel  brausender  De- 
monstrationen und  Ovationen  kümmerte  man  sich  weniger  um 
die  Zustandebringung  eines  politischen  Planes  und  verlor  auch 
das  Gefühl  für  das  Mass  der  eigenen  Kräfte. 

Und  so  kam  e§,  dass  die  böhmische  Politik  fortan  keine 
plan-  und  programmmässige,  keine  zielbewusste,  sondern  ein 
Spielball  des  Zufalles  geblieben  ist.  — Schon  die  ersten 
Schritte  der  nationalen  Abgeordneten  zeigen  diess.  Beim  Ein- 
tritte in  den  Landtag  protestirten  sie  gegen  die  G e s ch  ä f t s- 
ordnung  und  beim  Schlüsse  desselben  erst  gegen  die  W a h 1- 
ordnung  und  diess  letztere  erst  dann,  nachdem  der  Landtag 
über  Rieger’s  Antrag  die  Wahl  der  Abgeordneten  in  den 
Reichsrath  vorläufig  und  bis  zur  Octroyirung  einer  neuen  ver- 
besserten Wahlordnung  zu  vertagen,  auf  den  vom  Grafen  Leo 
Thun  wärmstens  unterstützten  Gegen-Antrag  des  Grafen  Clam- 
Martiuitz  „in  der  Erwägung  der  Gefahr  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Bedürfnisse  und  die  Erhaltung  des  Reiches,  und  in 
Erwägung,  dass  im  Interesse  der  Gesammtmonarchie  der  so- 
gleiche  Zusammentritt  des  Reichsraths  unerlässlich  nothwendig 
ist  und  daher  die  Reichsrathswahlen  unverschieblich  sind“  (also 
aus  Furcht  vor  den  Ansprüchen  der  Ungarn  und  dem  drohenden 
Dualismus,  wie  diess  aus  der  Begründung  dieses  Antrages 
hervorgeht)  zur  motivirten  Tagesordnung  übergangen  war.  Die 
Nationalpartei  hat  sich  diesem  Beschlüsse  unterworfen  und  auch 
den  Eintritt  in  den  Reichsrath  acceptirt,  nach  längerem  Streite, 
zufällig  in  Folge  der  Intervention  des  Cardinais  von  Prag. 


III.  Der  Reichsrath  und  der  Exodus. 
(1861—1863.) 


Der  Eintritt  in  den  Reichsrath  war  vollzogen  und  es  war 
bei  dem  hohen  Ziele,  welches  der  Reichsrath  damals  hatte  — 
die  Organisirung  des  Gesammtreiches  auf  konstitutioneller 
Grundlage  — von  der  höchsten  Wichtigkeit,  welche  Stellung 
die  nationalen  Abgeordneten  aus  Böhmen  daselbst  einnehmen 
werden. 

Denn  sie  repräsentirten  eine  frische,  in  sich  geeinigte, 
numerisch  bedeutende  Yolkskraft  und  waren  als  Repräsentanten 
derselben  selbst  bedeutende  Männer. 

Zwei  Wege  standen  ihnen  offen. 

Sie  konnten,  da  sie  ja  die  Nothwendigkeit  eines  gesammt- 
österreichischen  Parlamentes  (freilich  mit  sehr  enger  Compe- 
tenz)  anerkannten,  und  in  der  zweifachen  Erwägung,  dass,  würde 
ein  solches  auch  für  die  ungarischen  Länder  Thatsache  sein, 
man  an  den  Ungarn  stets  mächtige  Verbündete  zur  Durchführung 
und  Erhaltung  der  Landesautonomie  haben  werde  und  auch  auf 
das  Schicksal  der  slavischen  Stammgenossen  in  Ungarn  werde 
einwirken  können,  während,  wie  einmal  die  Autonomie  im  Sinne 
der  Ungarn  zur  That  geworden,  diese  sofort  eine  enge  Ver- 
bindung mit  den  Deutschen  eingehen  müssten  und  die  slavischen 
Stammesgenossen  in  Ungarn  den  Magyaren  geopfert  wurden,  den 
Schmerling’schen  Plan  der  Gründung  eines  Centralparlamentes 
acceptiren,  sich  deshalb  an  die  Regierung  anschliessen,  dieselbe 
gegen  die  Magyaren  kräftigst  unterstützen,  freilich  aber  auch 
mit  ihr  vorerst  pactiren  und  sich  für  diese  guten  Dienste  die 
eigene  nationale  Stellung  in  Böhmen  befestigen  helfen  lassen. 
Es  wäre  diess  wohl  das  Klügste  gewesen,  aber  freilich  musste 
man  in  einem  solchen  Falle  sehr  kühl  denken  und  sehr  viel 
Selbstverleugnung  besitzen. 

Man  hatte  eben  erst  von  Schmerling’s  Regierung  den 
schweren  Schlag  der  Wahlordnung  erlitten ; auch  hörte  dieselbe 
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nicht  auf,  die  Slaven  durch  Förderung  der  Germanisation  und 
anderweitig  heftig  zu  reizen  und  schien  es,  dass  überhaupt 
hei  den  damals  regierenden  Männern  die  deutsche  nationale 
Aversion,  eine  gewisse  Selbstüberhebung  gegenüber  den  Slaven 
mächtiger  war  als  ihre  staatsmännische  Aufgabe,  wie  denn 
Schmerling  in  der  That  nicht  nur  nicht  versuchte,  mit  den 
böhmischen  Abgeordneten  anzuknüpfen,  sondern  im  Gegentheil 
das  Möglichste  gethan  hat,  sie  in  der  Opposition  gegen  sich 
und  recht  ferne  von  sich  zu  halten,  — bis  es  zu  spät  war. 

Man  trieb  also  in  das  entgegengesetzte  Fahrwasser  und 
betrat  den  zweiten  Weg,  den  der  Opposition  gegen  die  Cen- 
tralgewalt. Man  erhob  die  Fahne  der  Landesautonomie,  des 
Föderalismus,  wie  man  es  damals  nannte  und  vertheidigte  das 
historische  Recht  der  ungarischen  Krone ; aber  man  that  diess, 
ohne  sich  vorher  mit  den  Magyaren  über  eine  Gegenleistung 
zu  verständigen  und  so  kam  es,  dass  man  den  Magyaren  zu 
ihrer  Autonomie  verhalf,  selbst  aber  noch  mehr  geschädigt  wurde. 

Durch  das  fortwährende  Betonen  des  Oktoberdiploms  und 
des  historischen  Rechtes  kamen  die  böhmischen  Abgeordneten 
im  Wiener  Reichsrathe  in  nähere  Verbindung  mit  dem  histo- 
rischen Hochadel  und  seinem  Führer  Grafen  Heinrich  Clarn- 
Martinitz,  was  für  die  ganze  Zukunft  von  entscheidendem  Ein- 
flüsse auf  die  böhmische  Politik  geblieben  ist. 

In  Böhmen  entstand  mittlerweile  eine  hauptsächlich  von 
den  nationalen  Journalen  und  den  Elementen  der  zukünftigen 
sogenannten  jungöechischen  Partei,  welche  es  liebten,  e n e r- 
gische  und  hauptsächlich  demonstrative  Politik  zu 
treiben  und  das  Beispiel  der  Ungarn  und  Croaten  nachzu- 
ahmen, genährte  Agitation  für  den  Austritt  aus  dem  Reichs- 
rathe und  die  Rücksichtslosigkeit  der  Regierung  und  der 
deutschen  Reichsrathsmajorität,  welch’  letztere  vielleicht  ab- 
sichtlich die  unbequeme  und  gefährliche  Opposition  aus  dem 
Reichsrathe  herauszuhetzen  bestrebt  war,  unterstützten  dieselbe. 

Dazu  gesellte  sich  ein  zufälliges  Ereigniss,  das  Graf 
Clam-Martinitz  als  Beleidigung  seiner  Person  auffasste.  Es 
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ward  ihm  nämlich  im  Abgeordnetenhause  am  18.  September 
1862  der  angesuchte  Urlaub  verweigert,  und  überdiess  wurde 
Seine  Excellenz  am  20.  September  1862  zum  Schriftführer 
des  Abgeordnetenhauses  gewählt! 

Er  legte  denn  auch  am  25.  desselben  Monates  sein 
Reichsrathsmandat  nieder  und  ungeachtet  gerade  er  es  war, 
der  in  der  entscheidenden  Sitzung  des  böhmischen  Landtages 
vom  18.  April  1861  am  entschiedensten  und  am  überzeugendsten 
für  die  Beschickung  des  Reichsrathes  gesprochen  hatte,  so  hat 
er  seitdem  den  Gedanken  des  Austrittes  aus  dem  Reichsrathe 
auch  in  den  Führern  der  nationalen  Partei  fleissig  genährt. 

Und  nicht  ohne  Erfolg! 

Denn  nach  der  II.  Session  des  böhmischen  Landtages 
im  Frühjahre  1863  wurden  vor  dem  Zusammentritt  des  Reichs- 
rathes die  nationalen  Abgeordneten  nach  Prag  berufen  zur  Be- 
rathung  darüber,  ob  man  in  den  Reichsrath  noch  gehen  oder 
aus  demselben  austreten  solle.  Zu  dieser  Berathung  wurden 
zwar  die  vier  mährischen  nationalen  Abgeordneten  zugelassen, 
es  wurden  aber  die  südslavischen  und  bukovin’schen  Abgeord- 
neten, die  dem  Clubb  der  Böhmischen  im  Reichsrathe  ange- 
hörten, nicht  eingeladen.  Wider  alles  Erwarten  erklärte  sich 
nach  langer  Debatte  bei  der  Abstimmung  die  Mehrheit  für 
das  Verbleiben  im  Reichsrathe. 

Die  Mährer  hatten  nämlich  dafür  gestimmt. 

Da  erhob  sich  Franz  Palacky,  der  als  Mitglied  des  Herren- 
hauses der  Berathung  beiwohnte,  zu  der  Erklärung,  dass  die 
Frage  der  Reichsrathsbeschickung  durch  Abgeordnete  des  böh- 
mischen Landtages  eine  Angelegenheit  des  Königreiches  Böhmen 
sei,  bei  welcher  mährische  Abgeordnete  nicht  mitzuwirken  hätten. 

Daraufhin  wurden  die  Mährer  vor  die  Thüre  gesetzt,  und 
die  in  ihrer  Abwesenheit  vorgenommene  neuerliche  Abstimmung 
ergab  eine  Majorität  von  einer  Stimme  für  den  Austritt  aus 
dem  Reichsrathe.  Dem  entsprechend  zeigte  sich  der  Dissens 
auch  in  der  Ausführung,  indem  einige  der  böhmischen  Abge- 
ordneten einfach  ihre  Mandate  zurücklegten,  die  andern  aber 
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ohne  Mandatsniederlegung  mit  der  Erklärung  vom  17.  Juni 
1863  aus  dem  Abgeordnetenhause  austraten. 

Es  war  ein  folgenschwerer  verhängnissvoller  Beschluss. 

Es  war  die  Inaugurirung  der  Abstinenzpolitik,  die  Ver- 
läugnung  der  früher  so  sehnlich  angestrebten  Solidarität  mit 
den  Mährern  und  den  übrigen  Slaven,  die  Einführung  der 
staatsrechtlichen  Fictionen  in  die  böhmische  Politik  (mit  der 
Fiction,  dass  die  böhmischen  Abgeordneten  allein  das  Kö- 
nigreich Böhmen  vertreten  und  dass  ihr  Handeln  und  Unter- 
lassen dessen  Rechte  alteriren  kann)  — es  war  endlich  ein  neuer 
Schritt  auf  dem  Wege  der  Zufälligkeiten  und  der  Unfreiheit, 
des  Schwankens  aus  einer  Zwangslage  in  die  andere,  der  Po- 
litik der  blossen  Demonstrationen.  Denn  der  Beschluss,  den 
Reichsrath  zu  verlassen,  war  eine  Folge  des  Druckes  der 
Journalistik,  der  Einflüsterungen  des  historischen  Adels,  der 
Rücksichtslosigkeit  der  Regierung,  der  Beleidigungen  der  deut- 
schen Reichsrathsmajorität  und  den  damaligen  Abgeordneten 
mehr  oder  weniger  aufgedrungen. 


IV.  Die  Allianz  mit  dem  historischen  Adel. 
(1863-1867.) 

Der  Austritt  der  nationalen  Abgeordneten  aus  dem  Reichs- 
rathe  zog  bald  seine  Consequenzen  nach  sich.  Wenngleich  der 
demonstrative  Trotz,  der  in  diesem  Akte  zu  Tage  trat,  einer 
Seite  des  böhmischen  Nationalcharakters  entsprach  und  wenn 
hauptsächlich  deshalb  die  Abstinenzpolitik  auch  im  Volke 
mehr  und  mehr  um  sich  griff,  so  zeigte  es  sich  doch  sehr 
bald,  dass  dieselbe  als  längere  Zeit  hindurch  fortgesetztes  Ver- 
halten eigentlich  doch  mit  dem  Ganzen  des  Nationalcharakters, 
dessen  Regsamkeit  und  Beweglichkeit,  dessen  unbestreitbar 
demokratischen  Grundzügen  im  Widerspruche  war  und  deshalb 
nothwendig  zum  Zerfalle  der  nationalen  Partei  führen  musste. 
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Nachdem  das  böhmische  Volk  mit  seinen  Abgeordneten 
die  politische  Arena  verlassen  hatte,  begann  es  seine  Aufmerk- 
samkeit anderen  Dingen  zuzuwenden  und  damals  geschah  es, 
dass  der  unglückliche  polnische  Aufstand  im  J.  1863  in  dem- 
selben einen  bisher  unerhörten  Kampf  hervorrief,  in  welchem 
sich  die  böhmische  Journalistik  fast  ausnahmslos  gegen  die 
bisher  anerkannten  und  gefeierten  Führer  wandte  und  eine 
Polemik  begann,  in  welcher  ihr  selbst  der  Sinn  für  den  An- 
stand abhanden  kam,  und  in  welcher  die  nationalen  Führer 
trotz  der  Gründung  eines  eigenen  Press-Organes  eine  ent- 
scheidende Niederlage  erlitten. 

Damals  war  es  auch,  wo  die  Frage  des  Nationaltheater- 
baues alle  Volksschichten  aufwühlte  und  auch  hier  erlitten  die 
Führer  eine  entschiedene  Niederlage.  • 

Die  Wunden,  welche  damals  der  Autorität  der  Führer 
geschlagen  wurden,  sind  nie  mehr  vernarbt. 

Aber  wenngleich  schon  damals  im  böhmischen  Volke  der 
Keim  zu  einer  Spaltung  in  die  Alten,  welche  sich  an  den 
historischen  Adel  anschlossen,  und  die  Jungen,  welche  mehr 
den  Instincten  der  Volksmasse  folgten,  gelegt  wurde,  so  hin- 
derte doch  der  böhmische  Landtag,  der  alljährlich  zusammen- 
berufen wurde,  den  gänzlichen  Zerfall,  da  die  nationalen  Ab- 
geordneten gegenüber  der  deutschen  Majorität  zu  gemeinsamem 
Handeln  gezwungen  waren. 

Der  böhmische  Landtag  war  damals  nächst  dem  Reichs- 
rath e und  dem  ungarischen  Landtage  die  wichtigste  parlamen- 
tarische Körperschaft  im  Reiche  und  seine  Bedeutung  kam 
auch  den  böhmischen  Abgeordneten  zu  Gute. 

Aber  es  sollte  sich  bald  zeigen,  wie  unersetzlich  die  auf- 
gegebene Position  im  Reichsrathe  war. 

Während  die  nationale  Partei  so  im  eigenen  Hause  mit 
heftigen  Kämpfen  beschäftigt  war,  übersahen  die  Führer  gänz- 
lich die  deutsche  Einheitsbewegung,  den  schleswig-holsteini- 
schen Krieg  und  merkten  gar  nicht,  welche  Wolken  da  sich 
züsammenzuziehen  begannen. 
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Da  nun  die  äussere  Lage  dringend  die  Einigung  des 
Reiches  zu  fordern  begann,  und  Schmerling  sich  dieser  Auf- 
gabe als  nicht  gewachsen  erwies,  so  musste  er  abtreten  und 
an  seine  Stelle  trat  Graf  Richard  Belcredi. 

Selten  noch  hat  ein  Minister  Oesterreichs  eine  solche 
Machtfülle  in  einer  Hand  vereinigt,  wie  dieser  Staatsmann. 

Allein  er  wusste  sie  nicht  zu  gebrauchen  und  ging  daran 
zu  Grunde. 

Es  ist  zu  bedauern  und  bleibt  ein  unersetzlicher  Schade 
für  Böhmen  und  die  Monarchie,  dass  in  seinem  Ministerium 
kein  Vertrauensmann  des  böhmischen  Volkes  Platz  gefunden 
hat,  ein  Umstand,  der  wohl  zunächst  dem  Austritte  der  böh- 
mischen Abgeordneten  aus  dem  Reichsrathe  zuzuschreiben  ist. 

Es  schien  zwar,  als  ob  das  neue  Cabinet  sich  auf  die 
Föderalisten  und  hauptsächlich  die  Böhmen  zu  stützen  ge- 
denke; wenigstens  beeilten  sich  diese,  es  zu  fördern.  Allein  es 
geschah  diess  abermals  mehr  in  Folge  des  Druckes  der  Ver- 
hältnisse, als  auf  Grund  eines  festen  Programmes  oder  gar 
einer  Vereinbarung  mit  der  Regierung,  welcher  diese  nicht 
geneigt  war. 

Graf  Belcredi  war  mehr  Dualist  als  Föderalist  und  suchte 
die  nationalen  Führer  eher  fern  zu  halten;  denn  er  hatte  gar 
hochfliegende  Pläne  und  Ziele. 

Nicht  bloss  die  Pacificirung  Ungarns  hatte  er  sich  zur 
Aufgabe  gemacht,  sie  sollte  nur  das  Mittel  zu  einem  hohem 
Ziele  sein,  zur  Erneuerung  der  deutschen  Kaiserwürde  durch 
das  Haus  Oesterreich.  Es  war  die  alte  Rauscher-Thun’sche 
Idee,  zu  deren  Durchführung  man  ein  Bündniss  mit  den 
Slaven  nicht  brauchen  konnte. 

Deshalb  benützte  er  seinen  Einfluss  im  Cabinet  zur 
Verwerfung  jedes  Ausgleiches  mit  Preussen  und  drängte  zum 
Kriege,  an  dessen  siegreichem  Ausgange  er  nicht  zweifelte. 

Als  aber  nach  dem  unglücklichen  Ausgange  des  Krieges 
von  1866  Graf  Belcredi  zum  Ausgleiche  der  inneren  Verfas- 
sungswirren schritt  und  sich  nach  Austritt  Oesterreichs  aus 
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dem  deutschen  Bunde,  wie  es  scheint,  näher  an  die  Föderalisten 
und  insbesondere  die  Böhmen  anzuschliessen  begann,  als  er 
dann  den  Reichsrath  und  die  cisleithanischen  Landtage  auf- 
löste, den  ausserordentlichen  Reichsrath  einberief  und  nach 
Vornahme  der  Neuwahlen  für  die  Landtage  in  den  meisten 
derselben  eine  föderalistische  Mehrheit  erlangte,  als  auch  in 
Böhmen  und  Mähren  die  nationale  Partei,  nunmehr  mit  dem 
historischen  Adel  enge  verbunden,  die  Majorität  hatte,  und 
als  sich  nun  die  Regierung  zu  Verhandlungen  anschickte,  da 
fiel  Graf  Belcredi  und  an  seine  Stelle  trat  Baron  Beust. 

Das  Ereigniss  war  wohl  geeignet,  die  sämmtlicben  föde- 
ralistischen Kreise  und  insbesondere  die  Böhmen  in  Aufregung 
zu  versetzen. 

Man  hatte  auch  sofort  den  richtigen  Gedanken  sich  zu 
sammeln  und  es  trat  im  Frühjahre  1867  ein  Föderalisten-Con- 
gress  in  Wien  zusammen,  der  aus  fast  allen  jetzt  cisleitha- 
nischen Ländern  beschickt  war.  Leider  ward  man  nicht  einig. 
Die  Böhmen  wollten  den  Sturz  Beust’s  und  die  föderalistische 
Gestaltung  des  Reiches  durch  die  Nichtbeschickung  des  Reichs- 
rathes  erzwingen  — die  Andern  waren  der  Ansicht,  dass  für 
diesen  Zweck  gerade  die  Beschickung  des  Reichsrathes,  wo 
man  im  Abgeordnetenhause  eine  Zweidrittelmajorität  haben 
musste,  das  sicherste  Mittel  war.  Ja,  die  Polen  erklärten  da- 
mals, dass,  mögen  am  (Kongresse  die  Beschlüsse  wie  immer 
ausfallen,  es  ganz  unmöglich  bleiben  werde,  den  galizischen 
Landtag  zur  Verweigerung  der  Wahl  in  den  Reichsrath  zu 
bewegen. 

Es  ist  nothwendig,  diess  hier  hervorzuheben,  weil  man 
in  Böhmen  die,  späteren  Misserfolge  der  eigenen  Politik  auf 
die  Polen  und  deren  Beschickung  des  Reichsrathes  schob  und 
sie  sogar  eines  Treubruches  beschuldigte,  und  diese  in  Böhmen 
weit  verbreitete  Meinung  zu  einer  Spannung  mit  den  Polen 
führte,  was  für  beide  Theile  nicht  vortheilhaft  war,  da  doch 
die  Polen  die  nächsten  natürlichen  Verbündeten  der  Böhmen  sind. 
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Auf  dem  Föderalisten-Congresse  wurde  zwar  die  Ansicht 
der  Böhmen,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  hochgeborenen 
Tonangeber,  welche  sie  vertraten,  als  die  theoretisch  richtige 
geehrt,  allein  in  praxi  kam  es  zu  keiner  Einigung  und  es  musste 
jeder  Theil  isolirt  der  Beust’schen  Regierungsaktion  in  den 
Landtagen  entgegen  treten. 

Trotzdem  war  die  Lage  für  die  böhmische  Nationalpartei 
sehr  günstig,  und  es  lag  nur  an  ihr,  dieselbe  auszunützen  und 
man  konnte  es  von  ihr  erwarten,  da  ihre  damaligen  Beschlüsse 
von  der  folgenschwersten  Wichtigkeit  für  die  Zukunft  werden 
mussten. 

Vor  Allem  war  es  von  der  grössten  Wichtigkeit,  die 
schwer  gewonnenen  Majoritäten  im  böhmischen  und  mährischen 
Landtage  so  lange  als  möglich  zu  erhalten,  um  in  beiden 
Ländern  die  nationale  Stellung  zu  befestigen.  Dieser  einzigen 
Erwägung  sollten  wohl  alle  anderen  Erwägungen  bei  der  Na- 
tionalpartei untergeordnet  werden. 

Allein  es  gab  noch  andere  Erwägungen. 

Es  war  dringend  nothwendig,  mit  Rücksicht  auf  das  in 
Bildung  begriffene  deutsche  Reich  die  Verhältnisse  der  Mon- 
archie und  mit  Rücksicht  auf  die  beginnende  Ordnung  Un- 
garns, die  Verhältnisse  Böhmens  so  rasch  als  möglich  zu  con- 
solidiren. 

Der  Weg  hiezu  führte  nur  durch  den  Reichsrath,  in 
welchem  man  mit  Sicherheit  auf  eine  bedeutende  Majorität 
rechnen  konnte.  Auch  war  die  ungarische  Regierung  und 
deren  Partei  noch  nicht  mit  den  deutschen  Centralisten  liirt 
und  es  war  den  Magyaren  ziemlich  gleichgiltig,  wer  diesseits 
der  Leitha  die  Gewalt  behielt,  wenn  dabei  nur  der  ihnen  zu- 
gesagte Ausgleich  gesichert  blieb ; aber  weder  ihnen,  noch  den 
entscheidenden  Wiener  Kreisen  konnte  es  angenehm  sein,  es 
auf  nochmalige  allgemeine  Wahlen  und  die  damit  verbundene 
Aufregung  ankommen  zu  lassen  und  den  endlichen  Abschluss 
des  Ausgleiches  noch  länger  hinauszuschieben.  Andererseits 
musste  man  auch  erwarten,  dass  die  Regierung,  der  es  ja  vor 
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allem  um  Eile  zu  thun  war,  im  Falle  der  Ablehnung  der  Wahl 
in  den  Reichsrath  zur  Auflösung  der  renitenten  Landtage 
schreiten  werde  und  dass,  falls  es  zweifelhaft  war,  ob  in 
Böhmen  die  Neuwahlen  den  gewünschten  Erfolg  haben  werden, 
es  sicher  war,  dass  in  Mähren  der  neue  Landtag  centralistisch 
und  deutsch  sein  werde,  so  dass  man  in  Mähren  die  insbe- 
sondere dort  so  wichtige  und  so  bedrohte  nationale  Stellung 
sofort  opferte. 

Im  besten  Falle,  wenn  in  Böhmen  die  damalige  Land- 
tagsmajorität abermals  siegreich  aus  dem  Kampfe  hervorging, 
hatte  man  am  Ende  doch  nichts  anderes  errreicht,  als  etwa 
ein  beruhigendes  königliches  Reskript,  das  jedoch,  wie  die  Zu- 
kunft durch  die  That  lehren  sollte,  ganz  ohne  Folgen  blieb, 
und  man  musste  doch  in  den  Reichsrath,  wollte  man  die  Ver- 
fassungswirren beendigen.  Alle  Erwägungen  legten  es  somit 
der  Nationalpartei  nahe,  sofort  und  ohne  Verzug  und  Vor- 
behalt die  Wahl  in  den  Reichsrath  vorzunehmen  und  einzutreten. 

Nur  einen  Standpunkt  gab  es,  von  welchem  aus  die 
Beschickung  des  Reichsrathes  absolut  verderblich  war  und  nicht 
die  rasche  Beendigung,  sondern  die  möglichste  Verlängerung 
des  Verfassungskampfes  als  wünschenswerth  erschien.  Es  war 
der  Standpunkt  derjenigen,  die  es  nicht  ertragen  konnten, 
dass  der  „sächsische  Emporkömmling“  dem  Grafen  Belcredi, 
einem  der  ihrigen,  einem  von  denen,  die  den  ererbten  histori- 
schen Beruf  zur  Regierung  der  Monarchie  in  sich  fühlten,  die 
Regierung  aus  der  Hand  genommen  hatte,  derjenigen,  welche 
nur  von  einer  „Verhandlung  von  Krone  zu  Landtag“,  nimmer- 
mehr aber  von  einem  Centralparlament  mit  seinen  „zufälligen 
Kopfzahlmajoritäten“  die  Wiederherstellung  der  ständischen 
Prätensionen  erwarten  konnten,  derjenigen,  die  es  lieber  auf  den 
nackten  Absolutismus  ankommen  lassen  wollten,  als  zu  Gunsten 
verfassungsmässiger  Zustände  auf  ihre  bevorzugte  Sonderstel- 
lung zu  verzichten,  derjenigen,  deren  Traditionen  sie  belehrten, 
dass  im  Absolutismus  ihre  Einflüsse  die  entscheidenden  bleiben 
und  dass  sie  dort  eine,  die  Stellung  des  jetzt  so  mächtigen  un- 
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garischen  Adels  weit  überragende  Position  einnehmen  würden, 
— der  Standpunkt  des  böhmischen  Hochadels. 

Er  hatte  das  historische  Recht,  das  Staatsrecht  der  Krone 
Böhmen,  das,  wie  wir  sahen,  im  Programme  der  Nationalpartei 
eine  bloss  formale  Rolle  spielte,  aus  diesem  Programme  accep- 
tirt,  weil  eben  der  materielle  Theil  dieses  Staatsrechts,  die  stän- 
dischen Privilegien,  sein  Programm  bildeten. 

Er  hatte  im  Octoberdiplom  schon  die  Iland  ausgestreckt, 
um  die  reife  Frucht  zu  pflücken  — doch  sie  ward  durch 
Schmerling  in  die  Höhe  geschnellt.  Jetzt  vermeinte  er,  den 
Ast  abermals  sich  neigen  zu  sehen  und  wie  Tantalus  griff  er 
darnach. 

„Böhmisches  Staatsrecht  und  kein  Reichsrath“  ward  die 
Losung,  — die  nationale  Partei  ging  blindlings  in  die  Falle ; 
sie  glaubte  es,  und  sie  fand  sich  dadurch  geschmeichelt,  dass 
der  Hochadel  ihr  Programm  acceptirte,  sie  meinte,  wie  auch 
noch  später  so  oft  zu  führen,  und  sah  nicht,  dass  sie  geführt 
wurde,  und  so  beschloss  der  böhmische  Landtag  am  25.  Feber 
1867,  die  Wahl  in  den  Reichsrath  zu  verweigern;  der  mährische 
Landtag  nahm  zwar  die  Wahl  vor,  verwahrte  jedoch  in  einer 
Adresse  das  Staatsrecht. 

So  ward  dem  „sächsischen  Abenteurer“  die  vielleicht  ihm 
persönlich  sehr  willkommene  Gelegenheit  geliefert,  den  böh- 
mischen und  mährischen  Landtag  (und  auch  den  krainischen, 
da  die  slovenische  Majorität  im  Vertrauen  auf  die  böhmische 
Politik  ebenso  protestirt  hatte)  aufzulösen,  mit  Hilfe  der  Adels- 
curien  (o  Ironie  des  Schicksals !)  deutsche  Majoritäten  zu  schaffen, 
die  dann  die  Wahlen  in  den  Reichsrath  anstandslos  und  eiligst 
Vornahmen.  Der  Reichsrath  aber  beeilte  sich,  ohne  die  Böhmen 
und  ohne  den  historischen  Adel  den  Ausgleich  mit  Ungarn 
perfekt  zu  machen,  die  Decemberverfassung,  die  „cisleitha- 
nische“  anzunehmen  und  die  Herrschaft  der  deutschliberalen 
Partei  jetzt  im  engen  Bündniss  mit  den  Magyaren  zu  orga- 
nisiren. 
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V.  Cisleithanische  Verfassung  und  böhmisches 
Staatsrecht.  (1867 — 1869.) 

Die  im  letzten  Landtage  fester  geschlossene  Verbindung 
mit  dem  historischen  Adel  trug  sofort  ihre  Früchte.  Das  böh- 
mische Staatsrecht  und  nichts  als  das  böhmische  Staatsrecht 
ward  jetzt  das  Programm  der  Nationalpartei.  Demgemäss  wurden 
auch  die  österreichischen  Verfassungsgesetze  als  nicht  zu  Recht 
bestehend,  als  vom  Rechsstand punkte  gar  nicht  existirend  be- 
handelt. 

Man  copirte  also  die  Magyaren,  allein  man  vergass  dar- 
über, dass  das,  was  die  Magyaren  ihr  historisches  Staatsrecht 
nannten,  die  Gesetze  von  1848  eine  vollständige,  gesetzmässig 
zu  Stande  gekommene,  vom  Könige  sanctionirte  moderne  Re- 
präsentativverfassung war,  während  das,  was  man  sich  in  den 
weiteren  Kreisen  des  böhmischen  Volkes  unter  dem  Schlagworte, 
des  böhmischen  Staatsrechts  vorstellte,  nur  eine  Fiction  blieb  — 
das  reelle  daran  waren  bloss  die  ständischen  Privilegien. 

Einer  klugen  und  patriotischen  Regierung  wäre  es  sehr 
bald  möglich  geworden,  diese  Nebel  zu  zerstreuen. 

Allein  die  Männer,  welche  damals  zur  Macht  gelangten, 
waren  eben  keine  klugen  Staatsmänner,  sondern  sehr  ausge- 
sprochene Parteimänner.  Anstatt  die  10jährige  Frist,  die  ihnen 
der  Ausgleich  mit  Ungarn  gab,  zur  Einigung  Cisleithaniens 
zu  benützen,  um  dann  den  überspannten  Forderungen  der 
Magyaren  kräftig  entgegentreten  zu  können,  beeilten  sie  sich, 
vorerst  das  Wort  ihres  Patrones  Beust  „die  Slaven  an  die 
Wand  zu  drücken“  zu  verwirklichen  und  brachten  dadurch 
sich,  ihre  Partei  und  das  ganze  österreichische  Staatswesen  in 
immer  grössere  Abhängigkeit  von  den  Magyaren. 

Allein  es  sind  nicht  die  Fehler  der  österreichischen  Re- 
gierungen, es  sind  die  Irrthümer  der  böhmischen  National- 
partei, deren  Geschichte  wir  hier  zu  schreiben  haben. 
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Die  Regierung  begann  in  Böhmen  mit  einer  heftigen  Per- 
secution  gegen  die  Nationalpartei  und  deren  Organe  und  stei- 
gerte dadurch  die  Opposition  gegen  sich  und  die  neuen  Ver- 
fassungsgesetze im  ganzen  Volke. 

In  diese  Zeit  fallen  die  so  verunglückten  Experimente 
einzelner  nationaler  Führer,  auch  im  Ausland  für  das  böh- 
mische Staatsrecht  Interesse  zu  erwecken. 

Es  waren  dies  das  Memorandum  Rieger’s  an  Napoleon  III. 
und  die  Reise  zur  ethnographischen  Ausstellung  nach  Moskau. 
Besonders  diese  letztere  hat  in  weiten  Kreisen  des  böhmischen 
Volkes  Hoffnungen  erweckt,  welche  unerfüllbar  sind,  welche 
aber  dem  immer  mehr  um  sich  greifenden  Mysticismus  unge- 
heure Nahrung  zuführten. 

In  Böhmen  hatten  inzwischen  die  Massnahmen  der  Re- 
gierung ein  stetes  Wachsen  der  politischen  Aufregung  zur 
Folge.  Als  nun  im  Sommer  1868  die  Berufung  der  Landtage 
erfolgte,  da  kam  es  zu  einem  neuen  unterwarteten  Schritte, 
an  den  die  Nationalpartei  im  Jahre  1867  auch  nicht  im  ent- 
ferntesten gedacht  hatte.  Der  Feudaladel  war  bei  den  Neu- 
wahlen in  der  Grossgrundbesitzergruppe  total  durchgefallen  und 
hatte  auch  nicht  einen  Vertreter  im  Landtage  und  dieser  Zu- 
fall ward  die  Veranlassung  zu  einer  neuen  Phase  der  natio- 
nalen Politik.  Es  ist  begreiflich,  dass  es  den  böhmischen 
Herren  unerträglich  schien,  einen  Landtag,  in  dem  allein 
zu  sitzen  und  zu  entscheiden  sie  das  ererbte  historische 
Recht  besassen,  ganz  ohne  ihre  Theilnahme  tagen  zu  sehen. 

Es  musste  ihnen  andrerseits  höchst  gefährlich  erscheinen, 
die  Abgeordneten  der  böhmischen  Nationalpartei,  auf  welche 
sie  erst  in  der  letzten  Session  den  entscheidenden  Einfluss 
erlangt  hatten,  welche  noch  nicht  von  der  Unfehlbarkeit  der 
neuen  politischen  Dogmen  überzeugt  waren  und  welche  noch 
immer  wie  z.  B.  in  der  Moskaufahrt  sehr  bedenkliche  mit  den 
Grundsätzen  der  Legitimität  ganz  unverträgliche  nationale  Ten- 
denzen zur  Schau  trugen,  so  ganz  ohne  „conservative“  Auf- 
sicht in  den  Landtag  treten  zu  lassen. 


2* 


20 


Die  böhmische  Journalistik  mit  ihrer  Schwäche  für  De- 
monstrationen und  Manifestationen,  die  sie  für  politische  Thaten 
hielt,  propagirte  in  Böhmen  und  Mähren  immer  ernstlicher  die 
Idee,  durch  Verlassen  der  Landtage,  die  Regierung  und  die 
über  derselben  stehenden  entscheidenden  Kreise  zu  Conces- 
sionen  zu  bewegen.  Vergeblich  waren  alle  Einwendungen 
kühlerer  Politiker,  vergeblich  die  Warnung,  dass  einmal  aus 
dem  Landtage  heraus,  sich  schwer  eine  Gelegenheit  zum 
Wiedereintritt  mit  Ehren  finden  würde,  dass  inzwischen  das 
Feld  einem  rücksichtslosen  Gegner  vollständig  geräumt  wird, 
das  er  gewiss  in  ausgedehntester  Weise  zu  seiner  Befestigung 
und  Ausbreitung  beuützen  werde,  dass,  wenn  diese  Abstinenz 
nur  einigermassen  länger  dauern  werde,  sie  nothwendiger 
Weise  zu  einer  Zersetzung  der  Nationalpartei  führen  müsse, 
deren  Organisation  nur  der  aktive  Landtagsclubb  Zusammen- 
halte, dass  endlich  der  leidige  Nationalitätenzwist  dadurch  neue 
Nahrung  erhalte  und  dass  in  Folge  dessen  die  bisher  beste- 
henden Schwierigkeiten  einer  Vereinbarung  zwischen  beiden  Na- 
tionalitäten zu  unübersteiglichen  Hindernissen  erwachsen  müssen. 

Allen  solchen  Stimmen  ward  erwiedert,  dass  der  Austritt 
aus  dem  Landtage  das  unfehlbare  Mittel  zur  Erschütterung  der 
ohnehin  nicht  zu  Recht  bestehenden  Verfassungszustände,  zur 
Wahrung  des  böhmischen  Staatsrechtes  sei,  dass  überdiess  die 
Abstinenz  gar  nicht  lange  dauern  werde,  da  es  unmöglich  sei, 
dass  der  böhmische  Landtag  auch  nur  ein  Jahr  ohne  die  Böh- 
men bestehen  könne! 

So  kam  es  denn  zum  Austritte  aus  dem  Landtage  und 
zur  Declaration  vom  22.  August  1868. 

Auch  die  Mährer  Hessen  sich  zu  diesem  Schritte  hin- 
reissen  und  betraten  mit  einer  Deklaration  vom  selben  Tage 
den  Weg  der  Abstinenzpolitik  — zu  ihrem  grossen  Schaden, 
was  sie  sehr  bald  fühlen  sollten. 

In  der  böhmischen  Deklaration  vom  22.  August  1868 
versuchte  die  Nationalpartei  zum  erstenmale  die  Formulirung 
eines  Programmes ; allein  da  sie  mit  Ausnahme  der  sehr  realen 
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Beschwerden  gegen  die  Massnahmen  der  Begierung  mit  bloss 
fictiven  Grössen  operirte,  so  konnte  dasselbe  eine  nachhaltige 
praktische  Wirkung  nicht  üben. 

Indessen  für  den  Augenblick  entsprach  dieser  Schritt  der 
leidenschaftlich  erregten  Stimmung  des  Volkes,  welches  bei 
Volksfesten  und  Volksversammlungen  für  die  Declaration  de- 
monstrirte.  Die  Regierung  dagegen  und  ihre  Partei  säumten 
nicht,  die  Abstinenz  der  nationalen  Abgeordneten  für  sich  aus- 
zunützen. 

Aber  in  jener  leidenschaftlich  bewegten  Zeit  dienten  ihre 
den  thatsächlichen  Verhältnissen  keineswegs  Rechnung  tragenden 
Massnahmen  nur  dazu,  die  der  Abstinenzpolitik  günstige  Strö- 
mung zu  verstärken. 

Die  religiöse  und  Schul-Gesetzgebung  rief  die  kleri- 
kale Partei  in’s  Leben  und  die  feudalen  Führer  beeilten 
sich,  die  politische  Führung  dieses  Elementes  an  sich  zu 
reissen  und  mit  seiner  Hilfe  ihre  Ideen  über  die  Abstinenz 
der  Gewählten  zu  propagiren.  So  wirkte  in  jenen  Jahren 
der  Einfluss  des  historischen  Adels  auf  die  nationale  Politik, 
und  die  Abstinenzpolitik  ursprünglich  von  der  Nationalpartei 
bloss  als  ein  Mittel  zur  Erschütterung  der  damaligen  Verfas- 
sungsverhältnisse angesehen,  ward  unversehens  — nach  und 
nach  — zu  einem  neuen  politischen  System. 

Man  fing  dann  au,  mit  der  Abstinenz  auch  in  den  admi- 
nistrativen Körperschaften,  den  Schulräthen  und  Grundsteuer- 
kommissionen, ja  selbst  den  Gemeindevertretungen  zu  experi- 
mentiren  — ja  auch  zu  schwachen  Versuchen  der  Steuerver- 
weigerung kam  es. 

Alles  dies  diente  aber  nur  dazu,  die  Macht  der  Regie- 
rungspartei zu  stärken  und  insbesondere  in  dem  mehr  expo- 
nirten  Mähren,  wo  bis  zum  Jahre  1868  das  nationale  Element 
in  erfreulichem  Aufschwünge  begriffen  war,  trat  eine  sehr  fühl- 
bare Wendung  zum  Schlimmeren  ein. 

In  Böhmen  aber  erfreute  sich  die  Abstinenzpolitik  eines 
immer  mehr  wachsenden  Anklanges. 
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Der  daselbst  bei  weitem  expansivere  National  Charakter 
fand  seine  Befriedigung  in  dem  demonstrativen  Trotze  gegen 
das  Ministerium,  das  aus  den  entschiedensten  Gegnern  des 
Slaventhums  und  der  Böhmen  insbesondere  bestand  und  nicht 
nur  die  böhmischen  Journale,  auch  die  national-slavischen,  die 
klerikalen  und  feudalen  Zeitungen  ausserhalb  des  Landes  wurden 
nicht  müde  in  Bewunderung  für  den  „heroischen  passiven  Wider- 
stand“ der  Böhmen  zu  überfliessen,  was  freilich  sowohl  die  sla- 
vischen  als  die  klerikalen  Abgeordneten  nicht  hinderte,  den 
Reichsrath  zu  beschicken. 

Die  Lehre  vom  böhmischen  Staatsrechte  ward  immer  mehr 
vervollkommnet  und  erzeugte  neue  Fictionen  und  es  kam  zur 
Promulgirung  des  Dogma,  dass  die  nationalen  Abgeordneten, 
die  „Deklaranten,“  in  den  „staatsrechtlich  nicht  zu  Recht  be- 
stehenden Landtag“  und  in  das  „neue,  unhistorische  Gebilde,“ 
den  cisleithanischen  Reichsrath,  gar  nicht  eintreten  dürften,  da 
ja  sie  allein  die  wahren  Repräsentanten  nicht  nur  des  König- 
reiches Böhmen,  sondern  auch  des  öechoslavischen  Volkes  in 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  die  Träger  des  historischen 
Rechtes  der  „politischen  Nation“  von  Böhmen  wären  und  dass 
ihr  Eintritt  alle  diese  Rechte  gefährden  könnte. 

Auch  die  auswärtigen  Verhältnisse  wurden  in  den  Bereich 
dieser  Erwägungen  gezogen  und  als  in  Folge  des  Austrittes 
der  Böhmen  aus  dem  Landtage  die  erwartete  Erschütterung 
der  Verfassungsverhältnisse  Oesterreichs  sich  durchaus  nicht 
einstellen  wollte,  tröstete  man  sich  damit,  dass  sie  sich  un- 
fehlbar einstellen  werde,  wenn  einmal  die  äusseren  Verhält- 
nisse  des  Reiches  die  Regierung  zwingen  würden,  an  die  Opfer- 
willigkeit des  böhmischen  Volkes  zu  appelliren. 

Man  calculirte  in  diesem  Punkte  zwar  richtig,  denn  es 
war  stets  die  Rücksicht  auf  die  Stellung  des  Reiches  nach 
Aussen,  welche  in  Oesterreich  zu  einer  Aenderung  der  inneren 
Verhältnisse  geführt  hat;  allein  man  übersah  dabei  nur,  dass 
man  das  Heil  also  nicht  von  der  Abstinenz,  sondern  von  zu- 
fälligen auswärtigen  Verwicklungen  erwartete  und  dass  wenn 
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in  einem  solchen  Falle  die  Regierung  an  das  böhmische  Volk 
wirklich  Concessionen  machen  musste,  sie  dieselben  auch  ohne 
Abstinenz  zu  machen  genöthigt  war. 

Auch  die  Moskaufahrt  vom  Jahre  1867  hatte  viele  Köpfe 
in  Verwirrung  gebracht  und  so  mancher,  der  sich  des  demon- 
strativen und  glänzenden  Empfanges  dort  entsann,  erwartete 
die  Intervention  des  „weissen  Caren,“  des  Herrn  der  stamm- 
verwandten grossen  Nation  hier  und  so  manches  halbe  Wort 
der  Partei-Organe,  so  manche  missverstandene  Aeusserung  der 
Führer  schien  diese  Meinung  zu  bestätigen. 

Endlich  darf  auch  nicht  auf  die  damalige  Zeitkrankheit, 
den  „volkswirthschaftlichen  Aufschwung“  vergessen  werden, 
welche  auch  das  böhmische  Volk  zu  ergreifen  begann.  Man 
müsse  es  beweisen,  dass  nicht  allein  das  deutsche  Element  in 
Böhmen  Handel  und  Industrie  betreibt,  man  müsse  sich  auch 
wirthschaftlich  selbstständig  machen,  um  politisch  selbstständig 
zu  sein,  wurde  nun  gelehrt. 

Die  böhmischen  Vorschusskassen  standen  damals  im  Zenith 
ihrer  Entwicklung  und  geboten  über  bedeutende  Kapitalien 
und  in  kurzer  Zeit  erwuchs  eine  Reihe  nationaler  Industrial- 
Unternehmungen  aller  Sorten,  Banken  und  Handelsinstitute, 
(von  denen  insbesondere  die  bäuerlichen  Zuckerfabriken  auch 
in  Riegers  verunglücktem  Memorandum  an  Napoleon  III.  rüh- 
mend aufgezählt  werden),  ja  es  kam  mit  der  Zeit  zu  nationalen 
Bergwerken  und  nationalen  Eisenbahnen. 

Die  böhmische  Journalistik  unterstützte  aus  leicht  be- 
greiflichen Gründen  diese  vielversprechende  Bewegung  und  so 
ward  es  bald  die  Pflicht  eines  richtigen  Patrioten,  irgend  eine 
„Unternehmung“  zu  gründen  und  fast  die  gesammte  böhmische 
Intelligenz  verwandelte  sich  binnen  Kurzem  in  eine  Reihe  von 
Verwaltungsräthen  und  bald  hatte  auch  ein  jeder  da  sehr  ernste 
und  nahe  gehende  Sorgen,  so  dass  er  gar  nicht  Zeit  fand,  sich 
um  die  nationale  Politik  zu  kümmern,  die  ja  ohnehin  bestens 
durch  die  Führer,  denen  man  immer  mehr  die  Leitung  selbst 
überliess,  besorgt  war. 
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VI.  Die  gescheiterten  Ausgleichsversnche, 
(1870,  1871.) 

Während  in  Böhmen  die  Politik  des  passiven  Wider- 
standes blühte,  reifte  die  Saat  der  Staatsweisheit  des  Bürger- 
ministeriums heran. 

Die  allgemeine  Unzufriedenheit  stieg  von  Tag  zu  Tag: 
in  Böhmen  herrschte  der  Ausnahmszustand,  die  Arbeiterun- 
ruhen führten  zu  blutigen  Strassenkämpfen  (wie  in  Brünn)  und 
in  den  Bocche  di  Cattaro  erwuchs  der  bewaffnete  Widerstand 
zum  Bürgerkriege,  in  welchem  die  Regierung  zu  einer  Kapi- 
tulation sich  verstehen  musste.  Es  gab  Zwiespalt  selbst  im 
Ministerrathe,  es  kam  zu  den  bekannten  Memoranden  der 
Majorität  und  Minorität,  es  gab  eine  partielle  Ministerkrise, 
endlich  — der  deutsch-französische  Krieg  rückte  immer  näher 
heran  — erlebte  das  Bürgerministerium  den  wohlverdienten 
Sturz  und  Graf  Potocki  erhielt  die  Aufgabe  „Frieden  zu  stiften 
zwischen  den  Völkern  Oesterreichs“. 

Er  wandte  sich  vor  Allem  an  die  böhmische  National- 
partei und  erschien  im  Mai  1870  selbst,  begleitet  vom  Acker- 
bauminister Baron  Petrin  6 und  von  Dr.  Smolka  in  Prag  und 
trat  sofort  in  Unterhandlungen  mit  den  böhmischen  Führern. 

Allein  während  diese  Unterhandlungen  gut  von  Statten 
gingen,  trat  auch  der  andere  Factor  der  „staatsrechtlichen“ 
Opposition,  der  Feudaladel,  zusammen.  Ihm  konnte  es  nicht 
gleichgiltig  sein  zu  vernehmen,  wie  glatt  sich  die  Verhandlungen 
zwischen  Potocki  und  der  Nationalpartei  gestalteten  und  wie 
am  Ende  eine  Anerkennung  der  Verfassungsverhältnisse  ohne 
Rücksicht  auf  ständische  Rechte  in  Aussicht  stand.  Um  diess 
zu  verhindern,  that  der  historische  Adel  plötzlich  einen  Schach- 
zug, der  der  Staatsklugheit  seiner  Führer  alle  Ehre  macht. 

Während  nun  alles  in  Böhmen  mit  grösster  Spannung 
nach  Prag  lauschte  und  die  Resultate  der  geheimen  Verhand- 
lungen zwischen  der  Regierung  und  der  Nationalpartei  er- 
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wartete,  verkündeten  plötzlich  eines  schönen  Maimorgens  die 
Journale  der  Welt  die  freudige  Mähr’,  dass  die  nationalen  Ab- 
geordneten eine  Vereinbarung  — mit  dem  historischen  Adel 
erzielt  hatten,  dass  dieser  in  seiner  Gesammtheit  der  Decla- 
ration vom  22.  August  1868  beigetreten  war  und  dass  die  Unter- 
handlungen mit  der  Regierung  einstweilen  aufgeschoben  seien. 

Grosser  Jubel  herrschte  nun  in  allen  böhmischen  Gauen 
und  Niemandem  fiel  es  ein  zu  fragen,  woher  denn  plötzlich 
die  Nothwendigkeit  einer  Vereinigung  mit  dem  historischen 
Adel,  mit  dem  man  ja  seit  dem  Landtage  von  1867  mehr  als 
zuträglich  eins  war  und  wesshalb  denn  der  Adel  jetzt  erst, 
nachdem  der  Ausnahmszustand  vorüber,  nachdem  alle  Opfer 
gebracht  waren  und  die  nationale  Partei  sich  anschickte,  die 
Früchte  derselben  zu  pflücken,  die  Declaration  acceptirte? 

Die  Minister  verliessen  Prag  und  als  später  in  Wien  die 
Ausgleichsunterhandlungen  unter  Beiziehung  der  Führer  der 
Adelspartei  fortgesetzt  wurden,  kam  man  zu  keinem  Ziele.  Der 
Ausgleich  war  jedoch  in  Wien  sicher  erwartet  worden  und  so 
waren  mittlerweile  am  21.  Mai  1870  sämmtliche  Landtage  mit 
Ausnahme  des  böhmischen  aufgelöst  worden  und  auch  dessen 
Auflösung  erfolgte  endlich  am  29.  Juli  1870. 

Bei  der  Neuwahl  fehlte  diesmal  der  Hochdruck  der  Re- 
gierung auf  die  Curie  des  Grossgrundbesitzes  und  so  erlangte 
der  historische  Adel  und  mit  ihm  die  Nationalpartei  die  Ma- 
jorität. In  Mähren  dagegen  siegte  die  centralistische  Partei. 

Obwohl  nun  die  böhmische  Declaration  den  Eintritt  in 
den  vom  Standpunkte  des  Staatsrechtes  nicht  zu  Recht  be- 
stehenden Landtag  verbot,  obwohl  von  Seite  der  Regierung 
keinerlei  Anerkennung  des  böhmischen  Staatsrechtes  vorlag,  ob- 
wohl man  wusste,  dass  die  mährischen  Bundesgenossen,  da  sie 
bei  der  Neuwahl  in  der  Minorität  geblieben  waren,  in  die  grösste 
Verlegenheit  kommen  würden,  wagte  man  doch  den  Bruch  der 
Principien,  die  Verletzung  des  passiven  Widerstandes,  und  trat 
in  den  neuen  Landtag  ein. 
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Es  hielt  freilich  schwer,  die  nationalen  Abgeordneten  zu 
überzeugen,  dass  sie  in  einen  Landtag,  in  welchem  sie  der  Ma- 
jorität sicher  waren,  nicht  eintreten  sollten  und  es  war  für  den 
historischen  Adel  minder  gefährlich,  sie  eintreten  zu  lassen, 
da  doch  ihre  Majorität  wieder  nur  von  ihm  abhing. 

Es  wurde  auch  sofort  in  der  ersten  Sitzung  offenbar,  wie 
der  Hochadel  seinen  Beitritt  zur  Declaration  aufgefasst  hat. 
Die  nationalen  Abgeordneten  traten  nämlich  in  den  Landtag 
mit  einem  Protest,  der  sich  auf  die  Declaration  vom  22.  August 
1868  berief.  Auch  die  adeligen  Abgeordneten  überreichten 
ihren  Protest.  Dieser  erwähnte  aber  der  Declaration  nicht, 
sondern  berief  sich  bloss  auf  den  Protest  vom  5.  April  1861 
in  Betreff  der  Wahrung  der  ständischen  Rechte. 

Der  Landtag  verweigerte  nun  die  Vornahme  der  Reichs- 
rathswahlen und  zwang  so  die  Regierung  zum  erstenmale,  die 
direkten  Wahlen  in  Böhmen  auszuschreiben.  Auch  hei  diesen 
erlangten  die  nationalen  und  feudalen  Abgeordneten  die  Majo- 
rität, erschienen  aber  doch  nicht  im  Reichsrathe. 

Trotzdem  schien  man  in  Wien  entschlossen,  mit  den 
Böhmen  zu  einem  Ausgleiche  zu  kommen  und  den  österrei- 
chischen Verfassungswirren  für  immer  ein  Ende  zu  machen. 

Anfangs  1871  trat  Graf  Potocki  zurück  und  es  erschien 
das  Ministerium  Hohenwart.  Wieder  kam  wie  im  Vorjahre  in 
den  schönen  Maitagen  ein  Minister,  diesmal  Dr.  Schäffle,  nach 
Prag  und  begann  die  Verhandlungen,  welche  die  Basis  des 
künftigen  Ausgleiches  bildeten. 

Trotz  der  Schwierigkeiten,  welche  dem  neuen  Ministe- 
rium die  Majorität  des  Abgeordnetenhauses  bereitete,  kam  das- 
selbe doch  auch  mit  diesem  zu  Ende  und  so  konnten  im  Sommer 
in  Wien  die  Verhandlungen  mit  den  Führern  der  Nationalpartei 
und  des  historischen  Adels  aus  Böhmen  und  Mähren*)  fortge- 


*)  Es  scheint  nicht  unnütz,  diess  zu  betonen,  weil  Dr.  Rieger  in  seiner 
Selbsthiographe  im  Slovnik  naucny  die  Theilnahme  der  Mährer  gänz- 
lich verschwiegen  hat. 
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setzt  werden.  Diessraal  wurde  eine  vollständige  Vereinbarung 
erzielt. 

Der  Reichsiath  und  sämmtliche  Landtage  mit  Ausnahme 
des  böhmischen  wurden  aufgelöst  und  als  nach  den  Neuwahlen 
die  meisten  und  wichtigsten  Landtage  föderalistische  Majori- 
täten hatten,  als  die  Resultate  der  Ausgleichsverhandlungen 
zu  transpiriren  begannen,  als  der  böhmische  Landtag  das  be- 
rühmte königliche  Reskript  vom  12.  September  1871  erhielt 
und  damit  die  Anerkennung  des  böhmischen  Staatsrechtes  durch 
die  Krone,  da  schien  es,  dass  das  böhmische  Volk  endlich  die 
Früchte  seiner  langjährigen  Leiden  erlangen  werde. 

Allein  die  Dinge  entwickelten  sich  ganz  unerwarteter 
Weise  anders.  Man  wusste  die  beispiellos  günstige  Situation, 
welche  unerwartete  glückliche  Zufälle  (die  Missregierung  des 
Bürgerministeriums,  das  Bedürfniss  des  Hofes  gegenüber  dem 
französisch-deutschen  Kriege,  zu  einer  inneren  Einigung  zu 
kommen)  geschaffen  hatten , nicht  zu  benützen.  Man  hatte 
plötzlich  das  grosse  Loos  gewonnen  und  man  verschwendete 
sofort  den  Gewinnst. 

Die  Deutschen,  die  sich  seit  1861  an  die  Alleinherrschaft 
gewöhnt  hatten,  waren  nicht  gewillt,  den  Kampf  aufzugeben. 
Sie  begingen  zwar  den  Fehler,  von  dem  böhmischen  und  mäh- 
rischen Landtage  auszubleiben,  allein  da  sie  in  den  Landtagen, 
wo  sie  die  Majorität  hatten,  gegen  die  Regierung  um  so  hef- 
tiger Sturm  liefen,  so  schadete  ihnen  diess  nicht  viel. 

Als  aber  die  Fundamentalartikel  aus  den  Berathungen 
des  böhmischen  Landtages  veröffentlicht  wurden,  als  da  die 
allerdings  sehr  hochgespannten  Forderungen  der  Böhmen  be- 
kannt wurden  und  als  es  schien,  als  ob  das  ganze  Reich  seine 
Gesetze  von  Prag  aus  zu  empfangen  hätte,  da  ward  der  Lärm 
fürchterlich.  Die  deutschen  Matadore  eilten  nach  Pest,  die  ver- 
bündeten magyarischen  Brüder  zur  Hilfe  zu  rufen  und  diese 
begannen  sich  zu  rühren,  trotzdem  man  ihnen  von  Böhmen 
aus,  wie  unter  Belcredi  die  Slovaken,  so  jetzt  die  Croaten  ge- 
opfert, deren  dringenden  Bitten,  den  gewonnenen  Einfluss  auch 
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zu  ihren  Gunsten  einzusetzen,  um  sie  von  Baron  Rauch’s  Ge- 
waltherrschaft zu  befreien,  mit  der  Bemerkung,  dass  diess  eine 
innere  ungarische  Angelegenheit  sei,  abgefertigt,  und  so  eine 
merkwürdige  Illustration  zu  der  slavischen  Wechselseitigkeit 
geliefert  hatte. 

Auch  andere  Einflüsse  mengten  sich  ein  und  es  kam  so 
weit,  dass  die  Regierung  genöthigt  wurde  zu  weichen  und  von 
den  eiligst  nach  Wien  berufenen  Parteiführern  einige  Aende- 
rungen  an  den  bisherigen  Vereinbarungen  zu  begehren. 

Es  war  ein  wichtiger,  für  das  böhmische  Volk  auf  lange 
hinaus  entscheidender  Moment  und  die  böhmischen  Partei- 
führer hatten  alle  Ursache,  mit  grösster  Vorsicht  vorzugehen 
um  so  mehr,  als  sie  die  traurige  Erfahrung  von  1867  noch  im 
frischen  Angedenken  haben  mussten.  Es  war  gewiss,  dass  die 
Böhmen  selbst  nach  den  Vereinbarungen  mit  der  Regierung 
in  den  Reichsrath  gehen  müssten,  um  daselbst  die  nothwendigen 
Verfassungsänderungen  vorzunehmen.  Die  Vornahme  der  Reichs- 
rathswahlen war  daher  unausweichlich. 

Zu  behaupten,  dass  es  wichtig,  nöthig,  ja  unausweichlich 
war,  durch  ein  neues  kaiserliches  Reskript  eine  neuerliche  An- 
erkennung des  böhmischen  Staatsrechtes  zu  erlangen,  das  ja 
durch  das  Reskript  vom  12.  September  1871  schon  im  Principe 
anerkannt  war  und  es  dieser  rein  formellen  Frage  wegen 
zum  Bruche  mit  der  Krone  zu  treiben,  war  offenbare  Prinzi- 
pienreiterei. Eben  solche  Prinzipienreiterei  war  die  Behaup- 
tung, dass  das  Interesse  Böhmens  es  forderte,  dass  die  Fun- 
damentalartikel  ohne  alle  Abänderung  so  angenommen  werden, 
wie  sie  der  böhmische  Landtag  beschlossen  hatte. 

Im  Gegentheile  erschien  es  sehr  gefährlich  einer  solchen 
Rechthaberei  zu  Liebe  die  Thatsache  des  Ausgleiches  selbst 
Preis  zu  geben,  da  man  ja  aus  der  einmal  eingenommenen 
und  behaupteten  Machtstellung  leichter  das,  was  man  jetzt 
fahren  lassen  musste,  wieder  erobern  konnte,  als  wenn  man 
ganz  von  vorne  beginnen  musste. 
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Gewiss  aber  war  es  nach  den  Erfahrungen  von  1867 
höchst  gefährlich,  es  abermals  auf  eine  Auflösung  des  böhmi- 
schen und  mährischen  Landtages  ankommen  zu  lassen. 

Die  Erhaltung  der  damaligen  Landtagsmajoritäten  und 
einer  Regierung  ohne  nationale  Vorurtheile  war  hei  der  damals 
noch  mehr  gefährdeten  nationalen  Stellung  noch  wichtiger  als 
im  Jahre  1867. 

Man  gab  sich  freilich  in  Böhmen  der  Illusion  hin,  dass 
die  Majorität  in  der  Curie  des  Grossgrundbesitzes  für  die 
Feudalen  für  ewige  Zeiten  sicher  war.  Allein  es  war  eben 
eine  Illusion  und  sie  war  im  Jahre  1871  um  so  unverantwort- 
licher, als  man  im  Jahre  1867  mit  ihr  schon  eine  sehr  traurige 
Erfahrung  gemacht  hatte.  Man  war  eben  schon  gewohnt,  mit 
Fictionen  und  Illusionen  zu  operiren  und  hat  niemals  gebüh- 
rende Rücksicht  auf  die  realen  Verhältnisse  genommen. 

So  gebot  damals  die  Rücksicht  auf  die  Bundesgenossen 
in  den  übrigen  cisleithanischen  Königreichen  und  Ländern,  die 
„Föderalisten,“  auch  deren  Interessen  zu  schonen,  zumal  alle 
übrigen  Landtage,  nachdem  sie  die  Wahlen  in  den  Reichsrath 
vorgenommen  hatten,  schon  geschlossen  waren  und  die  Föde- 
ralisten in  der  felsenfesten  Zuversicht  auf  das  sichere  Zu- 
standekommen des  böhmischen  Ausgleiches  sich  auf  eine  neue 
Wahlkampagne  gar  nicht  vorbereitet  hatten.  Wenigstens  hatte 
man  sie  zu  Rathe  zu  ziehen.  Allein  man  hat  diese  Bundes- 
genossen von  Böhmen  aus  immer  mehr  wie  Vasallen  behandelt 
und  prätendirt,  dass  sie  ihre  Interessen  denen  der  Böhmen 
und  auch  der  Feudalen  unterordnen  und  vor  Allem  die  poli- 
tischen Dogmen  der  Böhmen  ohne  Discussion  als  höhere  poli- 
tische Weisheit  annehmen. 

Diejenigen  von  ihnen,  welche  diesem  Grossmachtspiele 
trauten,  mussten  aber  stets  die  traurige  Erfahrung  machen, 
dass  die  wirkliche  Macht  der  „staatsrechtlichen  Opposition“  in 
Böhmen  zu  ihren  Prätensionen  in  gar  keinem  Verhältnisse  stand. 

Damals  aber  war  ein  solches  Handeln  geradezu  ver- 
derblich. 
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Ausser  dein  Allem  und  vor  Allem  anderen  musste  man 
damals  Rücksicht  nehmen  auf  die  Krone,  deren  gutem  Willen 
man  die  bisherigen  Erfolge  verdankte  und  die  sich  entschlossen 
zeigte,  auch  fernerhin  die  Interessen  Böhmens  zu  schützen, 
wenn  man  nur  in  den  fraglichen  Punkten  für  den  Augen- 
blick nachgab. 

Ein  Bruch  mit  ihr  konnte  damals  auch  nicht  im  Inte- 
resse der  feudalen  Partei  sein,  da  man  ja  wissen  musste,  dass 
die  damals  so  mächtigen  Magyaren  es  zu  einem  Absolutismus 
in  Cisleithanien  nicht  werden  kommen  lassen  und  dass  sie 
alles  aufbieten  werden,  um  der  deutschliberalen  Partei  die 
Herrschaft  zu  sichern. 

Es  ist  also  geradezu  unbegreiflich,  was  die  böhmischen 
Führer,  den  Grafen  Clam-Martinitz  und  nach  dessen  Anleitung 
Dr.  Rieger  bewogen  haben  kann,  auf  dem  Buchstaben  der  Aus- 
gleichsverhandlungen zu  bestehen,  zumal  die  gleichsfalls  nach 
Wien  berufenen  Mährer,  Dr.  Prazäk  und  Graf  Egbert  Belcredi, 
sich  von  ihnen  trennten  und  den  Wünschen  der  Regierung 
entgegen  kamen.*) 

Man  findet  keinen  anderen  Erklärungsgrund  als  etwa  den 
feudalen  Hochmuth,  der  den  Augenblick  für  günstig  hielt,  die 
Krone  seinen  Unmuth  für  das  Abspringen  vom  Oktoberdiplom 
und  das  bisherige  Begünstigen  der  liberalen  Ideen  einmal 
gründlich  fühlen  zu  lassen. 

War  das  die  Meinung,  so  war  dazu  gerade  jetzt  der 
Zeitpunkt  sehr  übel  gewählt.  Das  sollte  man  auch  bald  er- 
fahren. Sowie  die  ablehnende  Antwort  der  böhmischen  Partei- 
führer erfolgt  war,  trat  Graf  Hohenwart  mit  dem  ausgleichs- 
freundlichen  Theil  seines  Cabinets  zurück;  das  provisorische 
Cabinet  richtete  an  den  böhmischen  Landtag  nochmals  die 

*)  Wahrscheinlich  zur  Strafe  dafür  wurden  dieselben  in  der  oben 
(S.  24)  berührten  Selbstbiographie  Dr.  Rieger’s  im  Slovnik  nauöny 
mit  Stillschweigen  übergangen  und  alle  Verdienste  der  Thätigkeit 
beim  Ausgleichsversuche  von  1871  lediglich  dem  Dr.  Rieger  und 
dann  auch  dem  Grafen  Clam-Martinitz  vindicirt. 
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Aufforderung  zur  bedingungslosen  Wahl  in  den  Reichsrath, 
dieser  lehnte  sehr  entschieden  ab  — und  vorbei  war  es  mit 
dem  böhmischen  Ausgleich , wie  wir  fürchten , für  lange, 
lange  Zeit. 


VII.  Die  Blüthe  der  Abstinenz.  (1872 — 1877.) 

Bei  seiner  Rückkehr  nach  Prag  liess  sich  Dr.  Rieger  eine 
demonstrative  Ovation  darbringen,  welche  lebhaft  an  jenen  Em- 
pfang erinnert,  welchen  der  römische  Senat  dem  flüchtigen 
Consul  M.  Terentius  Yaro  nach  der  Schlacht  hei  Cannä  be- 
reitete. 

Denn  man  gab  sich  in  Prag  noch  immer  seinen  Illu- 
sionen hin  und  man  hatte  gar  keinen  Ueberblick  über  die 
neue  Situation. 

Erst  nach  Schluss  des  Landtages  suchten  die  böhmischen 
Parteiführer  Berührungen  mit  den  übrigen  Ländern  und  so 
kam  im  November  1871  in  Prag  abermals  ein  Föderalisten  - 
Congress  zu  Stande,  bei  welchem  aus  den  deutschen  Ländern 
zumeist  feudale  und  klerikale  Elemente  sich  betheiligten.  Weder 
die  Polen  noch  die  Dalmatiner  waren  daselbst  vertreten. 

Diese  Berathungen,  wie  sie  damals  bereits  zwecklos  waren, 
blieben  auch  resultatlos. 

Indess  auch  die  deutschliberale  Partei  hatte  nicht  ge- 
feiert. Auch  sie  hatte  ihre  Berathungen  unter  sich  und  mit 
den  ungarischen  Staatsmännern,  insbesondere  mit  dem  Grafen 
Andrässy,  der  nach  dem  Sturze  Beust’s  das  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  übernahm.  Das  Resultat  war  das 
Ministerium  „Lasser  genannt  Auersperg“,  ein  Parteiministerium 
in  des  Wortes  schlimmster  Bedeutung,  das  vom  November  1871 
die  Regierung  übernahm  und  sich  sofort  anschickte,  mit  einer 
bisher  unerhörten  Rücksichtslosigkeit  die  deutsche  und  ver- 
fassungstreue Herrschaft  neu  zu  organisiren. 


32 


Ein  scharfes  Regiment  wurde  in  Böhmen  und  Mähren 
eingeführt,  die  föderalistischen  Landtage  mit  Ausnahme  des 
böhmischen  wurden  aufgelöst  und  in  Böhmen  wieder  die  di- 
rekten Reichsrathswahlen  vollzogen.  Die  herrschende  Partei 
aber  nützte  mit  Hilfe  der  Regierung,  die  ohne  alle  Beschö- 
nigung die  verfassungstreue  Parteiherrschaft  als  das  Ziel  ihrer 
Amtsthätigkeit  verkündete,  ihren  Sieg  nach  allen  Richtungen 
aus  und  eine  heftige  Persekution  der  nationalen  Partei  in  Böhmen 
und  Mähren  bestrebte  sich,  die  Kraft  derselben  zu  brechen. 

Im  Reichsrathe  aber,  in  den  die  direkt  gewählten  na- 
tionalen Abgeordneten  aus  Böhmen  abermals  nicht  eintraten, 
schritt  man  zu  einer  Massregel,  welche  die  Versuche  eines 
böhmischen  Ausgleiches,  wie  der  letzte  von  Hohenwart  unter- 
nommen worden  war,  für  immer  unmöglich  machen  sollte : man 
führte  die  direkten  Wahlen  in  den  Reichsrath  anstatt  der  bis- 
herigen Wahlen  aus  den  Landtagen  ein. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  es  die  erste  Aufgabe  der 
Böhmen,  schon  von  ihrem  föderalistischen  Standpunkte  aus, 
war,  Alles  aufzuwenden,  um  die  Einführung  der  direkten  Reichs- 
rathswahlen zu  verhindern  und  sie  konnten  es,  wenn  ihre  direkt 
gewählten  Reichrathsabgeordneten  in  das  Abgeordnetenhaus  ein- 
getreten wären  und  dadurch  die  zu  dieser  Verfassungsänderung 
erforderliche  Zweidrittelmajorität  unmöglich  gemacht  hätten. 
Allein  dem  stand  das  wieder  zu  Ehren  gekommene  Dogma  von 
der  alleinseligmachenden  Abstinenz  entgegen. 

Der  historische  Adel  verstand  es,  aus  dem  Misserfolge 
der  Ausgleichs-Action  vom  1871  den  Nutzen  zu  ziehen,  dass 
wieder  die  Abstinenz  der  Gewählten  als  einziges  poli- 
tisches Arkanum  anerkannt  wurde.  Wieder  kamen  dieser  Idee 
dieselben  Verhältnisse  wie  1868  und  1869  zu  Hilfe.  Ja  diessmal 
schien  diese  Idee  an  Expansion  zu  gewinnen,  da  es  auch  an 
Versuchen  nicht  fehlte,  sie  auf  die  deutschen  Länder  aus- 
zudehnen. 

Von  den  böhmischen  Herren  war  die  „österreichische 
Rechtspartei“  gegründet  worden,  welche  alle  konservativen  und 
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klerikalen  Elemente  in  den  deutschen  und  südslavischen  Kron- 
ländern  vereinigen,  in  ebenso  stramme  „prinzipielle“  Opposition 
gegen  die  Regierung  wie  das  böhmische  Volk  bringen  und  deren 
Abgeordnete  aus  den  legislativen  Körpern,  vor  allem  aus  dem 
Reichsrathe  herausziehen  sollte. 

In  Parteiconferenzen,  die  bald  hier  bald  dort  ahgehalten 
wurden,  und  an  welchen  auch  die  nationalen  Abgeordneten  aus 
Böhmen  Theil  nahmen,  ward  die  „Organisation  der  Partei“  be- 
rathen.  Man  kam  da  freilich  zu  einer  sehr  schönen  Theorie 
über  die  Vortrefflichkeit  der  Ahstinenzpolitik,  über  die  Rein- 
heit der  principiellen  Opposition,  allein  die  Last  der  Durch- 
führung derselben  in  praxi  blieb  auf  dem  böhmischen  Volke 
ruhen,  dessen  Heroismus  im  passiven  Widerstand  abermals  das 
Thema  aller  Lobesartikel  der  klerikalen  Blätter  wurde,  während 
die  klerikalen  Abgeordneten  ruhig  ihre  Sitze  im  Reichsrathe 
einnahmen. 

In  Böhmen  aber  unterstützte  dieser  Weihrauch  die  Be- 
festigung der  Abstinenz  ungemein  und  man  vermeinte  durch 
sie  die  direkten  Reichsrathswahlen  entweder  zu  hindern  oder 
illusorisch  zu  machen.  Auch  pochte  man  hier  auf  den  Landtag, 
in  dem  man  die  Majorität  hatte  und  ihrer  für  immerwährende 
Zeiten  sicher  zu  sein  glaubte. 

Allein  auch  hier  säumte  die  Regierung  nicht,  an  der 
Untergrabung  derselben  zu  arbeiten  und  bald  kam  es  auch  zu 
seiner  Auflösung.  Mit  Hilfe  eines  bisher  selbst  hier  ungewohnten 
Hochdruckes  und  des  berüchtigten  Chabrus  gelang  es  abermals, 
eine  verfassungstreue  Majorität  zu  Stande  zu  bringen  und  den 
Feudaladel  gänzlich  aus  dem  Landtage  auszuschliessen. 

Dies  und  die  Einführung  der  direkten  Reichsrathswahlen 
entschieden  die  gänzliche  Niederlage  der  nationalen  Partei  und 
der  staatsrechtlichen  Opposition. 

Die  direkten  Reichsrathswahlen  bilden  einen 
Markstein  in  der  innern  Politik  Oesterreichs. 

Sie  haben  die  Situation  aller  Parteien  geändert,  haupt- 
sächlich aber  die  der  staatsrechtlichen  Opposition.  Bis  dahin 
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war  es  stets  möglich,  vom  böhmischen  und  mährischen  Land- 
tage aus  das  Abgeordnetenhaus  zu  erobern,  oder  wenigstens 
dasselbe  bei  der  geringen  Zahl  seiner  Mitglieder  durch  einen 
Exodus  in  eine  Zwangslage  zu  bringen  und  es  hatte  die  Ab- 
stinenz dem  Reichsrathe  gegenüber  als  blosses  augenblickliches 
und  nur  im  äussersten  Nothfalle  anzuwendendes  Mittel  gedacht, 
immerhin  einige  Berechtigung,  obwohl  es  nicht  zweifelhaft  sein 
kann,  dass  bei  consequenter  Theilnahme  in  demselben  viel  mehr 
und  viel  sicherer  zu  erreichen  war.  Sobald  aber  die  Abgeord- 
neten des  Reichsrathes  direkt  von  den  einzelnen  Wählergruppen 
und  Wahlbezirken  gewählt  wurden  und  deren  Zahl  so  vermehrt 
war,  dass  der  Austritt  von  40  bis  50  Köpfen  gar  nicht  be- 
merkt wird,  entfiel  auch  die  letzte  Hoffnung,  mit  der  Absti- 
nenz etwas  vor  sich  zu  bringen. 

Wie  die  Polen  und  die  Rechtspartei,  so  haben  auch 
endlich  die  Mährer  dieser  Thatsache  Rechnung  getragen  und 
haben  mit  der  Abstinenz  gebrochen,  indem  sie  im  Jahre  1873 
in  den  Landtag  und  nach  einigem  Zögern  auch  im  Jahre  1874 
in  den  Reichsrath  traten.  Und  so  blieben  die  Böhmen  mit 
ihrer  Abstinenz  vollständig  isolirt. 

Zur  Erhöhung  alles  Unglücks  trat  damals  ein  Ereigniss 
ein,  das  von  allen  Sachverständigen  lange  vorhergesagt  war. 

Seit  dem  Jahre  1863  hatten  unter  den  böhmischen  Ab- 
geordneten und  den  böhmischen  Zeitungen  persönliche  Rei- 
bungen und  Zwistigkeiten  nie  geruht. 

Die  Abstinenz  und  die  politischen  Misserfolge  brachten  die 
Gährung  zur  Reife  und  als  es  im  Jahre  1873  im  böhmischen  Ab- 
geordnetenclubb  zur  Berathung  der  Frage  wegen  Beschickung 
des  mit  Hilfe  des  Chabrus  neugewählten  Landtages  kam  und 
die  Majorität  der  Abgeordneten  den  Beschluss  gefasst  hatte, 
in  den  Landtag  einzutreten  und  als  dann  die  Führer  noch  eine 
(schwächer  besuchte)  Versammlung  zusammenbrachten,  welche 
diesen  Beschluss  revocirte  und  bei  der  Abstinenz  zu  beharren 
erklärte,  da  brach  der  Streit  offen  aus 
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Die  jungöechischen  Abgeordneten  legten  ihre  Mandate 
nieder,  traten  aus  dem  böhmischen  Abgeordnetenclubb  und  nun 
begann  in  Böhmen  der  Parteikrieg  zwischen  den  Alt-  und  Jung- 
öechen,  der  mit  einer  bisher  unerhörten  Heftigkeit  und  Wuth 
geführt,  das  gesammte  Volksleben  vergiftete,  alle  Kräfte  des 
Volkes  in  Anspruch  nahm  und  verzehrte  und  so  selbst  das 
natürliche  Gewicht,  welches  dem  böhmischen  Volke  in  Cis- 
leithanien  zukam,  gänzlich  annullirte. 

Die  Jungöechen  haben  mit  ihrem  Austritte  einen  schweren 
Fehler  begangen,  sie  haben  den  Gedanken  der  Aktivität  zur 
Unzeit  in  das  Volk  geworfen  und  haben  damit  nur  die  Passi- 
vität befestigt  und  verlängert,  während,  wenn  sie  ruhig  ihre 
Zeit  abgewartet  hätten,  binnen  kurzem  ihre  Ideen  durchdringen 
mussten.  Sie  glichen  dem  Jüngling  in  Stephen’s  Mährchen,  der 
in  das  Horn  blies,  bevor  er  zum  Schwerte  gegriffen,  der  dann 
mit  einem  Schlage  alle  seine  Hoffnungen  versinken  sah,  und 
dem  nun  in  Flammenschrift  die  furchtbare  Lehre  erschien: 
„Cursed  be  the  coward  that  ever  he  was  born, 

Who  did  not  draw  the  sword,  before  he  blew  the  horn.“ 
Allein  auch  die  Alten  haben  Schweres  verschuldet.  Sie 
hatten  Alles  aufzuwenden,  um  diesen  lange  vorher  gefürchteten 
Ausbruch  zu  verhindern  und  gerade  sie  haben  ihn  hervorge- 
rufen. Sie  hatten  den  Kampf  der  Parteien  zu  mildern,  und 
gerade  ihre  Organe  zeichneten  sich  durch  besondere  Wuth  und 
Rücksichtslosigkeit  aus.  Beinahe  fünf  Jahre  währte  der  zweck- 
lose brudermörderische  Kampf  und  während  dieser  Zeit  gab  es 
keine  böhmische  Politik  in  Oesterreich. 

Dafür  aber  trieb  die  Abstinenzpolitik  ihre  schönsten 
BlütheD.  Sie  ward  von  den  altöechischen,  den  feudalen  und 
clericalen  Blättern  gerade  damals  bis  zum  Wahnwitz  durch- 
gearbeitet, obwohl  es  an  Warnungen  selbst  aus  dem  con- 
servativen  Lager  (wie  die  bekannten  Aufsätze  in  den  Mün- 
chener historisch-politischen  Blättern  vom  Jahre  1875)  nicht 
gefehlt  hat.  Man  hat  es  versucht,  die  Abstinenzpolitik  als 
eine  Art  erhabener,  von  höherer  politischer  Erkenntniss  getra- 
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gener  hervorragender  Staatsweisheit  darzustellen  und  sie  in 
den  zauberischen  Nimbus  einer  wunderbaren  Macht  einzuhüllen. 

Dieser  sehr  geschickt  verbreitete  Mysticismus  hat  leider 
so  manchen  getäuscht. 

Allein  wer  den  Schleier  von  dem  Bilde  zu  Sais  gehoben 
hat,  der  hat  gesehen,  dass  dahinter  — nichts  ist. 

Die  Abstinenzpolitik  der  nationalen  Abgeordneten  war 
ursprünglich  eine  Politik  des  ohnmächtigen  Trotzes,  dann  eine 
Politik  der  Verlegenheit  und  der  verletzten  Eitelkeit,  dann 
des  Justaments  und  endlich  der  Rathlosigkeit  und  Verzweif- 
lung, welche  keinen  Ausweg  mehr  sieht  und  dem  gleicht,  der 
um  sich  der  Wanzen  zu  erwehren,  daran  geht,  sein  eigenes 
Haus  anzuzünden. 

Nur  vom  Standpunkte  des  Feudaladels  ist  diese  Politik 
eine  wirklich  kluge  und  weitblickende. 

Es  ist  offenbar,  dass  jeder  Ausgleich  des  böhmischen 
Volkes  mit  den  gegenwärtigen  Vefassungsverhältnissen  zum  Ein- 
tritte desselben  in  den  parlamentarischen  Kampf  führen  muss. 

Das  kann  aber  der  Feudaladel  nicht  zugeben,  wie  es 
ja  Graf  Leo  Thun  in  seiner  Polemik  mit  dem  Verfasser  der 
ausgezeichneten  Artikel  der  Münchener  historisch-politischen 
Blätter  1875  mehr  offenherzig  als  vorsichtig  verrathen  hat. 
Denn  es  müsste  dann  sofort  offenbar  werden,  dass  das  böhmi- 
sche Volk  und  seine  Abgeordneten  durch  und  durch  so  gut 
liberal  sind  wie  die  Deutschen  und  dass  nach  den  ständischen 
Privilegien  niemand  anderer  Sehnsucht  trägt  als  eben  nur  die 
Feudalen  — nicht  einmal  die  Clericalen ! Sofort  müssten  auch 
im  parlamentarischen  Kampfe  sogar  diese  Nationalen  selbststän- 
diger werden  und  sich  auch  nach  anderen  Allianzen  umsehen. 
Und  endlich  — horribile  dictu  — könnte  solch’  ein  Nationaler 
sogar  Minister  werden,  welches  Amt  doch  nur  für  das  blaue 
Blut  reservirt  sein  kann. 

Und  deshalb  dient  dem  historischen  Adel  die  Abstinenz 
dazu,  um  im  böhmischen  Volke  alle  Repräsentativverfassung 
um  den  Credit  zu  bringen  und  um  ihm  den  Glauben  einzu- 
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flössen,  dass  nach  göttlicher  Anordnung  zur  Regierung  einzig 
der  Herrscher  berufen  ist,  und  dass  seine  legitimen  Rathgeher 
ausschliesslich  die  „an  den  Stufen  des  Thrones  Geborenen“ 
und  die  katholischen  Kirchenfürsten  sind,  diese  letzteren  frei- 
lich nur  so  lange,  als  die  katholische  Kirche  diese  Lehre  als 
die  „höhere  sittliche  Weltordnung“  anerkennt  und  verbreitet. 

Die  Abstinenz  ist  ihm  nicht  etwa  ein  blosses  Mittel, 
sie  ist  Selbstzweck;  das  Volk  soll  es  sich  abgewöhnen,  durch 
seine  Erwählten  an  den  politischen  Angelegenheiten  Theil 
zu  nehmen  und  sein  Heil  nur  von  den  hiezu  Geborenen 
erwarten. 

Deshalb  kam  diesen  Herren  der  Zwiespalt  zwischen  den 
Alt-  und  Jungöechen  sehr  gelegen  und  sie  haben  sich  wahrlich 
nicht  bemüht,  die  hadernden  Brüder  zu  versöhnen.  Es  musste 
ihnen  daran  gelegen  sein,  dass  im  böhmischen  Volke  ein  prin- 
cipieller  Gegensatz  zwischen  vermeintlichen  Conservativen  und 
vermeintlichen  Liberalen  sich  herausbilde  und  perpetuire;  das 
Volk  musste  mit  den  liberalen  Ideen,  mit  der  parla- 
mentarischen Regierungsform  in  Kampf  kommen  und 
im  Kampfe  verbleiben.  Deshalb  war  die  Persekution  von  Seite 
der  Regierung  (die  ja  doch  nur  das  Volk  traf)  willkommen, 
da  sie  das  böhmische  Volk  lehrte,  die  liberalen  Ideen  als  das 
grösste  Uebel  zu  betrachten  und  zu  hassen. 

Wenn  schon  nirgend  in  Oesterreich,  so  sollte  in  Böhmen 
der  Verfassungskrieg  perpetuirt  werden,  damit  es  ein  Land 
gebe  in  Mitteleuropa,  wo  das  moderne,  in  ganz  Europa  aner- 
kannte Verfassungsrecht  nie  zu  voller  Anerkennung  komme, 
damit  von  hier  aus  der  Kampf  gegen  den  Liberalismus  be- 
gonnen werden  könne. 

Es  war  dies  die  Zeit,  wo  es  schien,  dass  solche  Träume 
nicht  ohne  Wesenheit  seien,  wo  sogar  in  England  nach  lang- 
jähriger liberaler  Regierung  ein  conservatives  Ministerium  zur 
Regierung  kam,  wo  in  Frankreich  Versuche  gemacht  wurden, 
mit  dem  Grafen  von  Chambord  die  legitime  Linie  der  Bour- 
bonen auf  den  Thron  zu  bringen,  wo  in  Spanien  Don  Carlos 


38 


das  Banner  einer  sehr  zweifelhaften,  fadenscheinigen  Legiti- 
mität im  blutigen  Kampf  erhob,  unterstützt  von  allen  feudalen 
Parteien  Europa’s. 

Auch  die  Böhmen  waren  durch  ihre  Abstinenz  an  diesen 
Strang  gespannt  und  wenig  hat  gefehlt,  dass  unsere  altöechi- 
schen  Organe  nicht  die  böhmische  Jugend  nach  Spanien  sandten, 
damit  sie  auf  den  baskischen  Schlachtfeldern  unter  Don  Carlos’ 
Fahnen  für  das  böhmische  Staatsrecht  blute. 

Diese  Träume  sind  verflogen  die  Abstinenz  fing  an,  selbst 
in  Oesterreich  nothleidend  zu  werden  und  die  feudalen  Führer 
verloren  zusehends  an  Credit.  So  eilten  die  katholischen 
Kirchenfürsten,  als  die  kirchenpolitischen  und  kirchenfinanziel- 
len Vorlagen  der  österreichischen  Regierung  ihre  Interessen 
schwer  bedrohten  im  Jahre  1874  in  den  Reichsrath,  um  auf 
diesem  „unhistorischen“  Rechtsboden  die  Kirche  zu  verthei- 
digen  und  sie  Hessen  sich  auch  nach  dem  Siege  der  Regie- 
rung zu  keinem  Conflikte  mit  der  Staatsgewalt  hinreissen,  so 
sehr  auch  der  historische  Adel  es  wünschen  mochte. 

Nur  die  Böhmen  blieben  der  feudalen  Fahne  der  Ab- 
stinenz getreu  und  Hessen  sich  zu  jedem  Dienste  gebrauchen. 
So  arrangirte  man  im  Jahre  1876  einen  förmlichen  Kreuzzug 
gegen  die  Mährer,  als  Graf  Egbert  Belcredi,  der  einzige  unter 
den  mährischen  Abgeordneten,  an  der  Passivität  festhielt  und 
deshalb  bei  einer  Neuwahl  durchfiel  und  wollte  sie  zum  Ver- 
lassen der  Activität  zwingen.  Allein  die  sonst  allzeit  gehorsamen 
Mährer  blieben  diesmal  fest,  der  provocirte  Scandal  fiel  auf  seine 
Urheber  zurück  und  die  wenig  ehrenvolle  Intrigue  endete  damit, 
dass  die  Isolirung  und  die  Ohnmacht  der  altöechischen  Politiker 
nur  um  so  greller  zu  Tage  trat. 

Und  so  gingen  die  Dinge  in  Böhmen  immer  ärger. 
Wenn  Rieger’s  Ausspruch,  dass  nur  der  gute  Erfolg  der 
Prüfstein  einer  guten  Politik  sei,  richtig  ist  und  wenn  das 
Wort  des  Evangelisten  erwogen  wird : „An  ihren  Früchten 
sollt  ihr  sie  erkennen,“  — so  ist  die  böhmische  Politik  ge- 
richtet. Denn  der  Erfolg  war  ein  bloss  negativer  und  die 
Früchte  derselben  sind  sehr  bitter. 
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Zu  dem  politischen  Verfall  gesellte  sich  der  materielle 
und  wirthschaftliche  Ruin. 

Die  Journalistik  verschloss  absichtlich  die  Augen  vor  allem, 
was  in  den  parlamentarischen  Körpern  vorging  und  indem  sie 
alles,  was  in  Oesterreich  ohne  die  Böhmen  geschah,  herab- 
setzte, brachte  sie  sogar  die  österreichische  Staatsidee  herab, 
so  dass  man  schon  anfing,  ohne  Oesterreich  zu  rechnen, 
und  den  Begriff  „Oesterreich“  als  einen  den  Interessen  des 
böhmischen  Volkes  Fremden  zu  betrachten,  als  ob  nicht  ge- 
rade das  böhmische  Volk  es  wäre,  dass  dieses  Oesterreich  mit 
seiner  Kraft,  seiner  Arbeit,  seinem  Gelde  und  seinem  Blute 
erhält,  und  als  ob  man  es  nicht  so  oft  gefühlt  hätte,  dass 
dort,  wo  es  sich  um  Oesterreich  handelt,  in  erster  Linie  das 
böhmische  Volk  betroffen  wird. 

Die  Journalistik  selbst  aber,  anstatt  die  sachliche  Be- 
handlung der  öffentlichen  Angelegenheiten  zu  pflegen,  erging 
sich  in  persönlichen  Polemiken  und  wühlte  sehr  oft  im 
eigenen  Fleische  blind  Freund  und  Feind  anfallend  und  alle 
besonneneren  Elemente  aus  dem  öffentlichen  Leben  austreibend. 

Die  Abgeordneten  aber,  welche  die  Leitung  und  Verant- 
wortlichkeit gänzlich  in  den  Händen  der  Führer  gelassen 
hatten,  irrten  mit  ihnen  umher  wie  einst  die  Israeliten  unter 
Moses  in  der  Wüste. 

Jahr  für  Jahr  von  neuem  gewählt  und  zum  Eintritt  in 
den  Reichsrath  aufgefordert  übersandten  sie  dem  Abgeordne- 
tenhause  Jahr  für  Jahr  ihre  Rechtsdeduktionen,  vergessend, 
dass  solche  papierene  Proteste  bloss  blinde  Schüsse  sind,  die 
zwar  viel  Lärm  machen  und  den  wohl  am  Besten  der  Los- 
schiessende vernimmt,  aber  Niemand  treffen. 

Sie  wurden  sich  der  schweren  Verantwortlichkeit  nicht 
bewusst,  die  mit  vollem  Rechte  auf  ihnen  ruhte.  Denn  sie 
hatten  von  ihrem  Volke  eine  unbeschränkte  Vollmacht,  sie 
gaben  die  Parole  aus  und  das  Volk  gehorchte  gerade  ihnen 
mit  blindem  Vertrauen. 
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Sie  geboten  beim  Beginne  ihrer  Thätigkeit  über  die 
frische  enthusiastische  und  dabei  wohl  disciplinirte  Kraft  eines 
Volkes,  dessen  ungewöhnliche  Fähigkeiten,  dessen  ungebrochene 
Ausdauer  seihst  die  Gegner  bewundert  haben.  Aber  Schlag 
auf  Schlag  kamen  die  Misserfolge  einer  plan-  und  programm- 
losen Politik,  und  sie  führten  zu  bitteren  Enttäuschungen,  zu 
persönlichen  Zwistigkeiten,  zu  innerer  Zerfahrenheit  und  zum 
Zerfalle  des  einst  einigen  Körpers  in  mehrere  Fractionen. 
Was  Wunder,  wenn  sich  endlich  des  Volkes  ein  gewisser  Fata- 
lismus bemächtigte,  der  jede  politische  Thätigkeit  für  über- 
flüssig, ja  für  schädlich  erachtete?  Der  Lauf  der  böhmischen 
Politik  hat  das  Volk  gelehrt,  sein  Heil  bald  von  dem  „histo- 
rischen“ Adel,  bald  von  den  „äussern  Verwicklungen,“  bald 
von  der  wunderwirkenden  Macht  des  „heiligen  Rechtes“,  bald 
von  dem  mächtigen  Einflüsse  der  „stammverwandten  Russen“ 
zu  erwarten,  niemals  aber  von  der  eigenen  Kraft.*) 

Das  Volk  ward  dann  im  Kampfe  zwischen  dem  Feuda- 
lismus, genannt  „historisches  Recht  der  Krone  Böhmens,“ 
und  zwischen  dem  Liberalismus,  genannt  „deutsch-öster- 
reichische Verfassungstreue,“  wie  das  Korn  zwischen  zwei 
Mühlsteinen  zerrieben,  und  begriff  nie  die  einzelnen  Phasen 
dieses  Kampfes,  dessen  Führung  mit  aller  Verantwortung  es 
seinen  Abgeordneten  überlassen  hatte ; es  fühlte  nur  mit  immer 
steigendem  Unbehagen,  dass  es  nicht  Herr  seiner  Geschicke  war. 

Aber  auch  die  nationalen  Abgeordneten  hatten  längst  auf- 
gehört, ihr  eigenes  Schicksal  selbst  zu  bestimmen.  Sie,  die 
von  jeder  öif entliehen  politischen  Thätigkeit  sich  ausgeschlossen 

*)  Diesem  Fatalismus  verfielen  auch  die  Führer;  so  sprechen  Rieger 
und  Sladkovsky  in  ihrem  Manifest  vom  30.  März  1878  „ — — — 
und  wir  erwarten  mit  Recht  von  allen,  denen  an  der  Er- 
haltung des  Reiches  liegt,  dass  sie  unsere,  auf  die  Gerechtigkeit 
und  auf  rechtsgiltigen  Staatsacten  beruhenden  Forderungen  in 
Schutz  nehmen  und  wir  bleiben,  auf  dieselben  gestützt,  bereit 
zu  einer  Vereinbarung  mit  allen  entscheidenden  Factoren,  in  der 
Ueberzeugung,  dass  wie  immer  diese  sich  zu  uns  verhalten  werden, 
es  niemals  nöthig  ist,  mit  Besorgniss  in  die  Zukunft  zu  blicken, 
uns  Söhnen  der  grossen  slavischen  Volks-Familie,  die  keines  ihrer 
Mitglieder  zu  Grunde  gehen  lässt.“ 
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hatten,  wurden  nun  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zu  poli- 
tischen Emigranten  in  der  eigenen  Heimat  Sie  mussten 
bei  Seite  stehen,  während  die  verhassten  Gegner  sich  in  den 
parlamentarischen  Körpern  breit  machten  und  mit  bitterem 
Gefühl  mussten  sie  Zusehen,  wie  ihr  natürlicher  und  legitimer 
Einfluss  von  Tag  zu  Tag  sank  und  auf  ihre  politischen  Gegner 
überging,  welche  sie  für  Usurpatoren  zu  betrachten  sich  ge- 
wöhnten, und  so  ist  es  ganz  natürlich,  dass  sie  einer  Stimmung 
verfielen,  wie  sie  nur  bei  Emigranten  gefunden  zu  werden  pflegt.*) 
Sie  verloren  endlich  alle  Berührungspunkte  mit  der  übrigen 
Opposition  und  das  Gewicht  der  böhmischen  Nationalpartei 
bei  Freund  und  Feind  sank  tief  unter  den  Nullpunkt. 

*)  Meisterhaft  schildert  eine  solche  Stimmung  Macaulay  in  seiner 
„Geschichte  England’s“  im  Y.  Cap„  wo  er  die  unter  Jacob  II.  ver- 
bannten Whig’s  behandelt:  „Diese  Flüchtlinge  waren  meistens 
Männer  von  feurigem  Temperament,  aber  schwachem  Urtheil ; sie 
standen  ferner  unter  dem  Einfluss  der  Täuschungen,  welche  von 
Ihrer  Lage  unzertrennlich  zu  sein  schienen.  Ein  öffentlicher  Mann, 
welcher  durch  eine  feindliche  Partei  in  die  Verbannung  getrieben 
ist,  erblickt  gewöhnlich  die  bürgerliche  Gesellschaft,  welcher  er 
den  Rücken  hat  wenden  müssen,  durch  ein  falsches  Medium.  Sein 
Kummer,  seine  Sehnsucht  und  sein  Zorn  geben  jedem  Gegenstand 
eine  verschrobene  Gestalt  und  ein  falsches  Colorit;  jede  unbedeu- 
tende Unzufriedenheit  scheint  ihm  auf  eine  nahe  Revolution  zu 
deuten,  jeder  Tumult  ist  ein  Aufstand.  Er  kann  sich  nicht  über- 
zeugen, dass  sein  Vaterland  sich  nicht  um  ihn  grämt,  wie  er  sich 
um  sein  Vaterland  grämt;  er  bildet  sich  ein,  dass  alle  seine  alten 
Genossen,  welche  noch  an  ihrem  Herde  leben  und  sich  ihrer  Güter 
erfreuen,  durch  dieselben  Gefühle  gequält  werden,  welche  ihm  das 
Leben  zu  einer  Bürde  machen.  Je  länger  er  vom  Vaterlande 
entfernt  ist,  desto  grösser  wird  diese  Verblendung;  der  Verlauf 
der  Zeit,  welcher  den  Eifer  seiner  Freunde,  von  denen  er  geschieden 
ist,  erkalten  lässt,  entflammt  den  seinigen.  Mit  jedem  Tage  wächst 
seine  Sehnsucht,  seine  Heimat  wieder  zu  sehen  und  mit  jedem 
Tage  mindert  sich  die  Erinnerung  seiner  Heimat  an  ihn,  verlangt 
sie  weniger  nach  ihm.  Diese  Täuschung  wird  fast  zum  Wahnsinn, 
wenn  viele  Verbannte,  welche  für  dieselbe  Sache  leiden,  sich  an 
einem  fremden  Strande  zusammenfinden.  Ihre  Hauptbeschäftigung 
ist  darüber  zu  reden,  was  sie  einst  waren  und  was  aus  ihnen 
werden  wird,  sich  gegenseitig  zur  Feindschaft  gegen  den  gemein- 
schaftlichen Feind  zu  stacheln,  mit  ausschweifender  Hoffnung  auf 
Sieg  und  Rache  zu  erfüllen.  So  reifen  sie  heran  für  Unterneh- 
mungen, welche  von  Jedem  sofort  für  hoffnungslos  erklärt  werden, 
den  nicht  Leidenschaften  der  Fähigkeit  beraubt  haben,  die  Wandlung 
der  menschlichen  Dinge  zu  übersehen.“ 

(Beseler’s  Uebersetzung.  IV.  Auflage,  II.  Bd.  p.  271). 


42 


VIII.  Anfänge  einer  Wendung.  (1878.) 

Es  ist  klar,  dass  selbst  bei  der  in  den  böhmischen  Ab- 
geordnetenkreisen herrschenden  Verblendung  der  nationale 
Rückgang  nicht  übersehen  werden  konnte  und  dass  sich  auch 
hier  Ungeduldige  regten,  welche  nach  einer  Abhilfe  verlangten. 
Solche  Interpellationen  hat  Dr.  Rieger  in  der  ersten  Zeit  mit 
der  Erklärung  abgefertigt,  dass  bei  Erneuerung  des  unga- 
rischen Ausgleiches  im  J.  1877  ein  oder  der  andere  Theil  die 
Böhmen  brauchen  und  zu  Hilfe  rufen  werde.  Später  nach  dem 
Ausbruche  des  Aufstandes  in  der  Hereego wina  im  J.  1875  kam 
zu  diesem  Trostmittel  noch  die  Aussicht  auf  die  Lösung  der 
orientalischen  Frage,  welche  ebenfalls  unfehlbar  den  Böhmen 
Erlösung  bringen  werde. 

Auch  diese  Hoffnungen  haben  sich  als  trügerisch  erwiesen. 
Für  jeden  Einsichtigen  war  es  ja  schon  damals  klar,  dass  Alle, 
denen  an  dem  Zustandekommen  des  neuen  ungarischen  Aus- 
gleiches ernstlich  gelegen  war,  eher  bestrebt  sein  mussten,  die 
Böhmen  fern  zu  halten,  als  sie  dazu  zu  rufen  und  dass  man 
sich  auf  ihre  Kosten  ausgleichen  werde,  wie  im  J.  1867,  konnte 
auch  nicht  zweifelhaft  sein. 

Die  orientalische  Frage  aber  fand  die  nationale  Partei 
nicht  nur  ausserhalb  aller  Aktion,  sondern  überdiess  gänzlich 
unvorbereitet,  irgend  wie  aus  derselben  Nutzen  zu  ziehen. 

Nicht  einmal  die  zur  Manie  gewordene  Gewohnheit  der 
Manifestationen  und  Demonstrationen  hatte  mehr  einen  Boden. 

Dr.  Rieger  musste  sich  im  Jahre  1877  mit  einem  Privat- 
brief an  Aksakov  begnügen,  um  sich  in  Aksakov’s  Antwort 
eine  kränkende  Demüthigung  aus  Russland,  zu  Hause  aber 
eine  weitere  Entfremdung  sogar  von  den  übrigen  Elementen 
der  Opposition  zu  holen.  Und  als  die  orientalische  Frage  ihre 
Rückwirkungen  auf  Oesterreich  thatsächlich  zu  üben  begann, 
als  die  Occupation  der  Bosna  und  Hercegowina  zur  That 
wurde  und  rechts  und  links  von  der  Leitha  die  Ministerien 
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fielen , die  Parlamente  mit  Adressen  stürmten , die  Conflicte 
sich  zuspitzten,  da  war  man  abermals  zu  Hause  geblieben 
und  hatte  zum  so  und  so  vielten  Male  den  richtigen  Zeitpunkt 
versäumt,  weil  angeblich  der  richtige  Zeitpunkt  noch  immer 
nicht  gekommen  war! 

Doch  hatte  sich  mittlerweile  im  Innern  der  Nation  eine 
Wendung  zum  Besseren  gezeigt. 

Die  Folgen  des  Bruderkampfes  waren  so  unleidlich  ge- 
worden, dass  man  wohl  oder  übel  damit  enden  musste,  wollte 
man  nicht  alle  nationalen  Schöpfungen  dem  totalen  Verfalle 
preisgeben. 

So  wurde  zuerst  in  der  Theaterfrage  eine  Vereinigung 
zwischen  Alten  und  Jungen  erzielt.  Diess  führte  zu  einem  that- 
sächlichen  Waffenstillstände  auch  auf  dem  Felde  der  Politik. 
Aber  sofort  empfand  man  ein  merkliches  Erkalten  der  Adels- 
partei und  ihre  Führer  fanden  es  angemessen,  im  Wiener 
„Vaterland“  den  „hochverrätherischen“  Brief  an  Aksakov  wieder- 
holt öffentlich  zu  verdammen. 

Der  historische  Adel  hat  in  der  That  eine  ganz  merk- 
würdige Stellung  im  böhmischen  Volke.  Nachdem  dieses  dem 
Adel  zu  Gefallen  die  Abstinenzpolitik,  mit  allen  ihren  Lasten 
auf  sich  genommen  hatte,  sollte  man  erwarten,  dass  dem  ge- 
genüber der  Adel  die  Sache  des  Volkes  zu  der  seinigen  machen 
werde.  Allein  wir  finden  das  Gegentheil:  der  Adel  hat  sich 
begnügt,  die  nationale  Kraft  des  Volkes  lahm  zu  legen,  seine 
populären  Führer  zu  annulliren,  und  da  ihm  diess  gar  so  leicht 
gelungen  ist,  so  fand  er  sich  nicht  veranlasst,  sich  zu  nationa- 
lisiren,  oder  auch  nur  irgend  welche  nennenswerthe  Opfer  zu 
Gunsten  der  culturellen  Zwecke  des  böhmischen  Volkes  zu 
bringen;  ja,  so  mancher  hervorragende  Adelige  der  historischen 
Partei  nimmt  sich  gar  nicht  die  Mühe,  seine  Abneigung  gegen 
alles  National-böhmische  und  Slavische  zu  verbergen. 

Der  staatskluge  Führer  des  historischen  Adels  in  Böhmen 
wird  finden,  dass  diess  ein  grosser  Fehler  war  und  dass  dadurch, 
so  wie  durch  die  allzu  straffe  Anspannung  der  Saiten  seine 
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sonst  ausgezeichnete  Combination  zu  Schanden  werden  wird, 
so  dass  das  Werkzeug,  das  er  für  die  conservativen  Interessen 
mit  so  grosser  Kunst  anfertigte,  schon  jetzt  beginnt,  seinen 
Händen  zu  entgleiten. 

Was  aber  dem  böhmischen  Adel  an  nationalem  Sinne 
abging,  das  ersetzte  er  reichlich  an  kirchlichem  Eifer,  ja,  es 
scheint,  als  ob  man  den  unläugbar  tiefen  religiösen  Sinn  des 
böhmischen  Volkes,  dann  den  Einfluss  des  durch  die  neuen 
Kirchengesetze  aufgeschreckten  Clerus  dazu  hat  benützen  wollen, 
die  den  legitimistischen  Gesinnungen  ohnehin  zuwidere  nationale 
Bewegung  zu  ersticken.  Das  aber  war  ein  sehr  verhängnis- 
voller Irrthum.  Denn  gerade  auf  diesem  Felde  kam  es  dann 
insbesondere  anlässlich  des  ersten  österreichischen  Katholiken- 
tages im  J.  1877,  sowie  wegen  der  antislavischen  Politik  der 
römischen  Curie,  die  in  Böhmen  bei  dem  hochentwickelten 
Nationalbewusstsein  tief  empfunden  wurde,  zu  den  ersten  Streitig- 
keiten, welche  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Gesinnungen  des 
Volkes  blieben.  Dann  begann  das  Beispiel  der  mährischen 
nationalen  Abgeordneten  zu  wirken,  deren  feste  Ausdauer  auf 
dem  Wege  der  Activität  trotz  alles  Terrorismus  und  trotz 
aller  Intriguen  die  volle  und  enthusiastische  Billigung  des 
mährischen  Volkes  erlangt  hatte. 

Abermals  ein  Zufall  gab  die  Entscheidung.  Anfangs 
1878  erfolgte  ganz  unerwartet  der  Bruch  zwischen  Rieger  und 
Skrejsovsky,  welchen  Palacky  seinem  Schwiegersöhne  Dr.  Rieger 
als  den  „bestgerathenen  Sohn  der  Nation“  an  die  Seite  zu 
stellen  pflegte.  Wenn  dieser  bis  dahin  mit  allem  Aufwande 
seiner  journalistischen  Kraft  Rieger’s  Politik  vertheidigt  hatte, 
so  dufteten  die  Kränze,  die  er  ihm  jetzt  zu  winden  begann,  nicht 
eben  nach  Rosen  und  Violen!  Mit  scharfer  Kritik  ging  er  der 
Abstinenz,  der  Passivität  zu  Leibe  und  weckte  so  die  Skepsis 
im  Volke,  welches  begann,  den  alten  Köhlerglauben  aufzugeben, 
selbst  seine  Interessen  wahr  zu  nehmen  und  seine  Abgeord- 
neten auf  den  rechten  Weg,  zwar  langsam,  aber  entschieden 
zu  drängen. 
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Es  bewährte  sich  wieder  einmal  das  Sprichwort:  „le 
pays  est  sage,  les  partis  ne  le  sont  pas,“  und  als  es  im  Spät- 
sommer 1878  zur  Neuwahl  und  Berufung  des  böhmischen  Land- 
tages kam,  war  es  mit  der  Passivität  ganz  von  selbst  vorbei. 

Man  trat  also  in  den  Landtag  (zum  erstenmale  ohne  den 
historischen  Adel)  weil  man  musste;  die  Jungöechen  trium- 
phirend,  dass  ihr  so  lange  verketzertes  Programm  zu  Ehren 
gelangt  war ; von  den  Altöechen,  die  einen  aus  Ueberzeugung, 
die  anderen  der  Volksstimmung  folgend,  ut  aliquid  fecisse 
videatur,  die  Führer  mit  der  stillen  Hoffnung,  dass  die  Acti- 
vität  bald  ad  absurdum  geführt  sein  werde.  Man  benahm 
diesem  sonst  so  wichtigen  Schritte  alle  weitere  Bedeutung 
durch  die  Erklärung,  dass  man  vorläufig  den  Beichsrath  nicht 
betreten  werde. 

Wenn  man  dabei  durchblicken  liess,  dass  man  gegen  Con- 
cessionen  doch  zu  einer  Capitulation  und  zum  Eintritte  in  den 
Beichsrath  bereit  sei,  ohne  solche  aber  nicht,  so  ist  diess 
bloss  ein  Zeugniss,  dass  die  führenden  Kreise  den  alten  Illu- 
sionen und  Phantasien  noch  immer  nicht  entsagt  haben. 

Nach  den  Concessionen  hätte  man  greifen  sollen,  als  die 
Situationen  sie  boten,  jetzt  auf  solche  wieder  zu  harren  ist 
vergeblich. 

„Was  du  dem  Augenblicke  ausgeschlagen,  bringt  keine 
Ewigkeit  zurück!“ 

Mit  solchem  Harren  auf  den  „staatsrechtlichen  Ausgleich,“ 
hat  man  bereits  15  kostbare  Jahre  vergeudet.  Man  hat  die 
goldenen  Brücken,  welche  glückliche  Zufälle  gebaut  haben, 
verschmäht;  — jetzt  wird  man  kaum  hölzerne  Stege  finden, 
sich  jedoch  bald  zum  Sprunge  entschliessen  müssen. 

Es  ist  ein  vergebliches  Bemühen  der  Führer,  noch  mit 
dieser  letzten  Illusion,  den  unvermeidlichen  Schritt  zurück- 
halten zu  wollen.  Denn  ihre  bisherigen  Versprechungen  sind 
alle  unerfüllt  gebliehen,  ihre  Vorhersagungen  sind  in  das  Ge- 
gentheil  ausgeschlagen  und  das  bisherige  blinde  Vertrauen  zu 
ihnen  ist  für  immer  dahin.  Die  Altöechen  haben  mit  dem 
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Eintritte  in  den  Landtag  und  dem  Ausbleiben  aus  dem  Reichsrath 
das  Programm  der  Jungöechen  „Activität  auf  heimatlichem 
Boden“  acceptirt  und  damit  durch  die  That  gezeigt,  dass  der 
langjährige  Bruderkampf  zwecklos  geführt  worden  war  und  dass 
man  umsonst  in  frevelhaftem  Leichtsinn  alle  Adern  der  Nation 
vergiftet  hatte. 

Den  Jungöechen  ist  damit  von  selbst  die  Führung  zuge- 
fallen und  sie  werden  auf  dem  einmal  eingeschlagenen  Wege 
vorwärts  drängen.  Sie  haben  stets  mehr  als  die  Altöechen  den 
Impulsen  des  Volksinstinctes  gehorcht;  das  Volk  aber  beginnt 
von  der  langjährigen  Krankheit  der  Abstinenz  zu  genesen,  es 
beginnt  Kritik  zu  üben,  selbstständig  zu  denken  und  seine  Po- 
litik selbst  in  seine  Hand  zu  nehmen.  Es  wird  auf  dem  einmal 
betretenen  Wege  seine  Abgeordneten  immer  weiter  drängen. 
In  dieser  sichtlich  zunehmenden  Gesundung  des  Volkes  sind 
die  Anfänge  einer  Wendung  zum  Besseren,  in  ihr  liegt  die  si- 
chere Gewähr  einer  besseren  Zukunft  trotz  der  immer  trost- 
loser werdenden  Parteienverhältnisse  der  Gegenwart. 

Denn  trotz  allem,  was  bisher  geschehen,  blieb  die  Spaltung 
der  Parteien  bestehen  und  kein  „staatsrechtlicher  Club“  mit 
seinen  neuen  Fictionen  und  Illusionen,  mit  seinen  complicirten 
Statuten  und  seinen  Spitzfindigkeiten  wird  den  immer  sich  er- 
neuernden Bruch  auch  nur  äusserlich  verkleistern,  viel  weniger 
gänzlich  heilen.  Es  kann  daher  auch  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  das  Ansehen  des  böhmischen  Volkes  bei  den  politischen 
Parteien  Oesterreichs  noch  immer  im  Sinken  begriffen  ist  und 
man  konnte  sich  bei  dem  Eintritte  in  den  Landtag  überzeugen, 
wie  tief  man  durch  seine  verkehrte  Politik  die  Bedeutung  des 
böhmischen  Landtages  und  das  Gewicht  der  eigenen  Partei 
herabgebracht  hatte. 

Das  sonst  sensationelle  Ereigniss  blieb  trotz  gleichzeitiger 
Ministerkrise  ohne  alle  thatsächliche  Wirkung. 

Dass  aus  dieser  Misere  nur  ein  Weg  führt,  ist  eine  That- 
sache,  die  immer  mehr  sich  fühlbar  macht. 

Man  mag  sich  noch  so  sehr  gegen  diese  Erkenntniss 
sträuben,  die  zwingende  Gewalt  der  Thatsachen  wird  die  böh- 
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mischen  Abgeordneten  ebenso  in  den  Reichsrath  führen,  wie 
sie  dieselbe  in  den  Landtag  gebracht  hat. 

Und  es  ist  noth wendig,  dass  es  so  geschehe,  denn  nur 
dort  ist  es,  wo,  zu  dauernder  gemeinsamer  Thätigkeit  genöthigt, 
die  zersplitterten  Fractionen  des  böhmischen  Volkes  ihre  Ei- 
nigung wieder  finden  werden. 

Denn  nur  der  Zwang  ist  es,  der  die  Menschen  zu  gemein- 
samer Thätigkeit  zusammenhält.  Nur  dort  wird  nach  lang- 
jähriger angestrengter  Thätigkeit  der  politische  Sinn,  der  ganz 
abhanden  gekommen  ist,  wieder  erweckt  werden,  dort  wird 
man  auch  mit  den  übrigen  Parteien  Oesterreichs  Beziehungen 
anknüpfen  und  Allianzen  schliessen  können. 

Dort  wird  man  auch  endlich  ein  praktisches  Programm 
und  einen  Plan  des  weiteren  Vorgehens  finden,  was  bisher  alles 
gemangelt  hat.  Je  rascher  nun  dieser  Eintritt  vollzogen  wird, 
desto  besser  für  die  Interessen  des  Volkes. 

Freilich  es  kann  noch  viel  kostbare  Zeit  vergeudet  werden. 

Es  können  die  bisherigen  Führer,  denen  es  schwer  fällt, 
sich  von  den  lieb  gewordenen  Phantasien  zu  trennen,  noch 
einigemale  die  vorwärts  drängenden  Kräfte  zurückhalten  mit 
der  Illusion,  dass  bald  dieser  bald  jener  Factor,  bald  diese 
bald  jene  Partei  ein  Interesse  an  dem  Eingreifen  der  böhmischen 
Nationalpartei  haben  und  ihr  zu  Capitulationen  und  zu  einem 
„staatsrechtlichen  Ausgleich“  unter  guten  Bedingungen  ver- 
helfen wird. 

Es  können  noch  mehrmals  die  „Würde  der  Abgeord- 
neten“, „die  Ehre  des  Volkes“  angerufen  werden,  die  es  ge- 
bieterisch verlangen,  auf  dem  bisherigen  Wege  auszuharren, 
mit  einem  Worte,  es  können  der  Fehler  noch  viele  begangen 
werden.  Aber  alles  diess  wird  an  dem  Endresultate  nichts 
ändern.  Wohl  aber  können  diese  Fehler  die  Leiden  des  Volkes 
verlängern  und  vermehren,  und  deshalb  sollten  die  böhmischen 
Abgeordneten  heute  mehr  als  je  eingedenk  sein  der  Worte  des 
greisen  Thiers:  „II  n’y  a plus  des  fautes  ä commettre!“ 
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